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234. Sitzung 

Bonn, den 1. Oktober 1986 


Beginn: 13.00 Uhr 


Vizepräsident Westphal: Ich eröffne unsere heu- 
tige Sitzung und rufe die 

Fragestunde 

— Drucksache 10/6076 — auf. 

Zuerst ist der Geschäftsbereich des Bundesmini- 
sters für Forschung und Technologie an der Reihe. 
Herr Parlamentarischer Staatssekretär Dr. Probst 
steht zur Beantwortung der Frage 3 zur Verfügung; 
Fragesteller ist Herr Abgeordneter Müller 
(Schweinfurt): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Gefahren, die lang- 
fristig auf die Menschen und die Umwelt durch die bereits 
erfolgte Schädigung der Ozonschicht der Erde und die da- 
durch verstärkte Sonneneinstrahlung zukommen, und ist sie 
bereit, zur Vermeidung weiterer Schädigung die Verwendung 
von Treibgas, insbesondere in Spraydosen, generell zu unter- 
sagen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Probst, Pari. Staatssekretär beim Bundesmini- 
ster für Forschung und Technologie: Ihre Frage, 
Herr Kollege Müller, beantworte ich wie folgt: 

Ein stärkerer Abbau der stratosphärischen Ozon- 
schicht würde zu weitreichenden Konsequenzen 
führen, die neben den direkten Folgen einer erhöh- 
ten UV-Einstrahlung zum Beispiel auf das Pflan- 
ze nwachstum und das V orkommen von Hautkrank- 
heiten auch indirekte Folgen wie Klimaänderun- 
gen, sogenannter Treibhauseffekt, umfassen. 

Gestützt auf deutsche Initiativen haben die Euro- 
päischen Gemeinschaften vorbeugende Maßnah- 
men zur Verringerung des Einsatzes von Fluor- 
chlorkohlenwasserstoffen in Spraydosen ergriffen. 
Inzwischen weisen die vorliegenden EG-Daten ei- 
nen durchschnittlichen Rückgang der Fluorchlor- 
kohlenwasserstoffverwendung als Spraytreibmittel 
von ca. 35% aus. Es ist davon auszugehen, daß die 
Abnahme in der Bundesrepublik Deutschland noch 
über dem EG- Durchschnitt liegt. 

Eine wirkungsvolle Beschränkung des Eintrages 
von Fluorchlorkohlenwasserstoffen in die Umwelt 
wird nur durch koordinierte internationale Maß- 
nahmen möglich sein. Die Bundesrepublik Deutsch- 
land hat deshalb im vergangenen Jahr in Wien die 
Konvention der Umweltorganisation der Vereinten 
Nationen zum Schutz der Ozonschicht gezeichnet 
Sie wird sich aktiv an der Erarbeitung eines Zusatz- 


protokolls zur Wiener Konvention beteiligen, in der 
international für erforderlich gehaltene Maßnah- 
men zum Schutz der Ozonschicht festgelegt werden 
sollen. 

Mit den Arbeiten zum Zusatzprotokoll soll im De- 
zember dieses Jahres begonnen werden. Für April 
1987 ist eine diplomatische Konferenz geplant, auf 
der das Zusatzprotokoll verabschiedet werden soll. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Mül- 
ler. 

Müller (Schweinfurt) (SPD): Herr Staatssekretär, 
liegen der Bundesregierung Erkenntnisse vor, wie 
weit diese Ozonschicht bereits abgebaut worden ist 
— prozentual oder in Kilometern der Stärke? 

Dr. Probst, Pari. Staatssekretär: Es gibt in der 
Antarktis eine Messung, und hier gibt es in einem 
ganz bestimmten Höhenprofil einen Abbau dieser 
Ozonschicht, der bis zu etwa 40% reicht. Das ist ein 
zwar lokaler, aber doch recht bedeutender Abbau 
dieser Ozonschicht. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Müller. 

Müller (Schweinfurt) (SPD): Herr Staatssekretär, 
in den USA und in Schweden hat man dieses Treib- 
gas bereits verboten. Warum macht die Bundesre- 
gierung nicht ähnliches? 

Dr. Probst, Pari. Staatssekretär: Nennenswerte Ef- 
fekte können hier nur in einer internationalen Zu- 
sammenarbeit gewährleistet sein. Die Verbote be- 
ziehen sich auch auf ganz bestimmte Zeithorizonte, 
bis im Rahmen eines dynamischen Wirtschaftspro- 
zesses ein endgültiges Verbot möglich ist. Wir wer- 
den zu diesem endgültigen Verbot kommen. Gleich- 
wohl geht die Wissenschaft nicht einhellig von der 
Vorstellung aus, daß die Hauptursache diese Treib- 
mittel seien. Hier gibt es durchaus einen Streit in 
der Wissenschaft über die Ursache dieses Ozon- 
lochs. 

Vizepräsident Westphal: Wir sind am Ende dieses 
Fragenbereichs. Ich danke dem Herrn Staatssekre- 
tär für die Beantwortung der Fragen. 
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Vizepräsident Westphai 

(A) Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini- 
sters für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit auf. Herr Staatssekretär Dr. Wagner ist zur 
Beantwortung der Fragen erschienen. 

Die Frage 53 der Abgeordneten Frau Schmidt 
(Nürnberg) wird auf Grund von Nr. 2 Abs. 2 der 
Richtlinien schriftlich beantwortet. Die Antwort 
wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe Frage 54 des Abgeordneten Eylmann 
auf: 

Gibt es Gründe für die Annahme, daß das Stader Kern- 
kraftwerk, vielleicht wegen seines Alters, weniger sicher ist 
als die anderen Kernkraftwerke in der Bundesrepublik 
Deutschland? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Wagner, Staatssekretär im Bundesministe- 
rium für Umwelt, Naturschutz und Reaktor Sicher- 
heit: Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Kernkraftwerke unterliegen einer lau- 
fenden betrieblichen Überwachung und den wieder- 
kehrenden Prüfungen zur Fehlerfrüherkennung. 
Auf Grund dieser Betriebserfahrungen, der Aus- 
wertung von besonderen Vorkommnissen in den 
Kernkraftwerken, von geänderten Sicherheitsan- 
forderungen und neuen Erkenntnissen aus der Si- 
cherheitsforschung werden bei in Betrieb befindli- 
chen Kernkraftwerken — und dies gilt auch für das 
Kernkraftwerk Stade — ständig Verbesserungen an 
sicherheitstechnisch wichtigen Systemen durchge- 
führt und gegebenenfalls Nachrüstungen veran- 

(B) iaßt * 

Die Reaktorsicherheitskommission hat sich in ih- 
ren Beratungen mehrfach intensiv mit dem Anla- 
genzustand und den Naehrüstungsmaßnahmen 
beim Kernkraftwerk Stade befaßt und kommt zu 
dem Ergebnis, daß auch nach dem heutigen Stand 
von Wissenschaft und Technik die erforderliche 
Vorsorge gegen Schäden mit Freisetzungen radio- 
aktiver Stoffe getroffen ist und für sicherheitstech- 
nische Bedenken gegen den Betrieb dieser Anlage 
kein Anlaß besteht. Diese Bewertung der RSK 
wurde und wird vom zuständigen Bundesminister 
geteilt. 

Vizepräsident Westphai: Zusatzfrage? — Bitte 
schön, Herr Eylmann. 

Eylmann (CDU/CSU): Kann ich, Herr Staatssekre- 
tär, davon ausgehen, daß dann auch in der Öffent- 
lichkeit wiederholt aufgetauchte Bewertungen wie 
„Schrottreaktor“ völlig aus der Luft gegriffen, ja, 
verantwortungslos sind? 

Dr. Wagner, Staatssekretär: Davon können Sie, 
Herr Abgeordneter, ausgehen. 

Vizepräsident Westphai: Eine weitere Zusatzfrage, 
bitte schön. 

Eylmann (CDU/CSU). Nein danke. 

Vizepräsident Westphai: Dann rufe ich Ihre Fra- 
ge 55 auf, Herr Eylmann: 


Treffen vereinzelt in der Presse geäußerte Vermutungen (C) 
zu, es sei beabsichtigt, die Betriebsgenehmigungen für ein 
oder zwei der älteren Kernkraftwerke in der Bundesrepublik 
Deutschland zurückzunehmen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Wagner, Staatssekretär: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die Bundesregierung 
wird selbstverständlich nicht zögern, ältere Kern- 
kraftwerke abzuschalten, wenn die erforderliche Si- 
cherheit nicht zweifelsfrei gewährleistet ist. Die Si- 
cherheit der Kernkraftwerke geht allen anderen 
Gesichtspunkten vor. 

Derzeit gibt es jedoch keinen konkreten Anlaß, 
die Betriebsgenehmigung für ein älteres Kern- 
kraftwerk zurückzunehmen. Die ständige behördli- 
che Aufsicht trägt dafür Sorge, daß auch Altanlagen 
sicher betrieben werden und im Laufe ihrer Be- 
triebszeit der Sicherheitsstandard dem jeweiligen 
Stand von Wissenschaft und Technik angepaßt 
wird. 

Vizepräsident Westphai: Zusatzfrage, Herr Eyl- 
mann? 

Eylmann (CDU/CSU): Ich habe keine Zusatzfrage. 

Vizepräsident Westphai: Dann sind wir am Ende 
dieses Geschäftsbereichs, weil die Fragen 56 und 57 
des Herrn Abgeordneten Kißlinger auf Wunsch des 
Fragestellers schriftlich beantwortet werden sollen. 

Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Danke, Herr Dr. Wagner, für die Beantwortung (D) 
der Fragen. 

Ich komme zum Geschäftsbereich des Bundesmi- 
nisters für Bildung und Wissenschaft. Herr Parla- 
mentarischer Staatssekretär Pfeifer steht zur Be- 
antwortung zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 4 des Herrn Abgeordneten Toe- 
temeyer auf: 

Warum hat die Bundesregierung im vergangenen Jahr die 
Abstimmung über die Vergabegrundsätze, die im Haushalt 
1986 bei Kapitel 31 03 Titel 681 04 — Notfonds für ausländi- 
sche Studenten — als Leertitel mit der Begründung ausge- 
bracht sind, daß die Vergabegrundsätze im einzelnen noch 
der Abstimmung bedürfen, nicht abschließen können, und 
warum hat sie diesen Satz im Haushaltsentwurf 1987 nicht 
mehr mit aufgeführt? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Pfeifer, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft: Herr Präsident! Herr 
Kollege Toetemeyer, die Bundesregierung konnte 
im vergangenen Jahr die Abstimmung über die Ver- 
gabe der Grundsätze des Notfonds für in Not gera- 
tene ausländische Studenten deshalb nicht ab- 
schließen, weil der Titel erstmals im Haushaltsplan 
dieses Jahres als Leertitel vorgesehen ist. Die Bun- 
desregierung hat die Erörterung der Förderungs- 
grundsätze mit allen in Betracht kommenden Stel- 
len sorgfältig geführt und entsprechend dem Auf- 
trag des Haushaltsausschusses des Deutschen Bun- 
destages ein Konzept der Förderungsgrundsätze 
für die Ausgestaltung dieses Notfonds entwickelt. 
Dieses Konzept ist inzwischen den Berichterstat- 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 234. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 1. Oktober 1986 


18109 


Pari. Staatssekretär Pfeifer 

(A) tern des Haushaltsausschusses für den Einzel- 
plan 31 zugegangen. Der Hinweis bei Kap. 31 03 Ti- 
tel 681 04 im Bundeshaushaltsplan 1986 auf die 
noch zu entwickelnden Vergabegrundsätze war un- 
ter diesen Umständen in den Erläuterungen zu die- 
sem Titel im Bundeshaushaltsplan 1987 entbehr- 
lich. 

Vizepräsident Westphai: Zusatzfrage? — Keine. 

Dann rufe ich Ihre nächste Frage auf, die Fra- 
ge 5: 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß es eine Not- 
wendigkeit für die Bereitstellung von Mitteln bei Titel 681 04 
im Kapitel 31 03 gibt, und wann wird dieser Titel so ausge- 
stattet, daß in Not geratenen ausländischen Studenten gehol- 
fen werden kann? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Pfeifer, Pari. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
hält Verbesserungen der Hilfsmöglichkeiten für in 
Not geratene ausländische Studenten für wün- 
schenswert Sie möchte aber vermeiden, daß die 
finanziellen Hilfen anderer, z. B. der Länder, der 
Kirchen sowie karitativer und sozialer Organisatio- 
nen unter Hinweis auf die Einrichtung eines Not- 
fonds des Bundes möglicherweise reduziert werden. 
Aus diesem Grunde müssen sowohl die Abgrenzung 
des Kreises der für eine Unterstützung in Betracht 
kommenden Studenten als auch die Eingrenzung 
der die Unterstützung begründenden Notfälle sehr 
sorgfältig erfolgen. 

Der Bundesminister für Bildung und Wissen- 
schaft ist der Ansicht, daß dies auf der Grundlage 
des Entwurfs der den Berichterstattern des Haus- 
haltsausschusses übergebenen Förderungsgrund- 
sätze möglich ist. Die Entscheidung über die Auffül- 
lung des Leertitels wird jetzt von den bevorstehen- 
den Beratungen des Haushaltsausschusses in der 
nächsten Sitzungswoche abhängen. 

Vizepräsident Westphai: Zusatzfrage, Herr Toete- 
meyer. 

Toetemeyer (SPD): Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär, würden Sie mir zustimmen, wenn 
ich feststelle, daß es der Wunsch des Parlaments 
war, daß hier Mittel ausgebracht werden, daß es 
aber bei der Beratung des Haushaltsplans 86 aus 
Ihnen bekannten Gründen nicht anders ging, als 
zunächst einmal einen Leertitel einzustellen? Ist 
die Bundesregierung bereit, diesem grundsätzli- 
chen Wunsch des Parlaments auf Bereitstellung 
von Mitteln Folge zu leisten? 

Pfeifer, Pari. Staatssekretär: Zunächst habe ich 
eben zum Ausdruck gebracht, daß ich eine solche 
Hilfe für wünschenswert ansehe. Auf der anderen 
Seite habe ich aber die Beratungen im Haushalts- 
ausschuß auch so verstanden, daß wir uns darüber 
einig sind, daß dadurch, daß Bundesmittel einge- 
setzt werden, nicht an anderer Stelle möglicher- 
weise eine Reduzierung bereits gegebener Mittel 
eintreten darf, und zwar unter Hinweis auf die Bun- 
desmittel. Dies bedarf einer sehr sorgfältigen Erör- 
terung. Wir haben in dieser Sache mit einer Reihe 


von Organisationen gesprochen, auch mit den in (C) 
Betracht kommenden bisherigen Geldgebern. Für 
mich sind noch nicht alle Zweifelsfragen ausge- 
räumt, und ich bin deswegen der Meinung, daß wir 
die offenen Fragen im Haushaltsausschuß sehr 
sorgfältig beraten sollten. 

Vizepräsident Westphai: Sie haben eine weitere 
Zusatzfrage. Bitte schön, Herr Toetemeyer. 

Toetemeyer (SPD): Nachdem nun die Vergabe- 
grundsätze erarbeitet und den Berichterstattern 
des Haushaltsausschusses zugeleitet worden sind, 
würde die Bundesregierung einer Beschlußfassung 
im Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages, 
der ohne Einsparung an anderer Stelle bei Ihnen 
eine Dotierung dieses Titels vorsieht, nicht wider- 
sprechen? 

Pfeifer, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Toete- 
meyer, auch dazu hat die Bundesregierung in der 
Unterlage, die die Berichterstatter des Haushalts- 
ausschusses bekommen haben, einen Hinweis gege- 
ben. Ich möchte noch einmal sagen, daß die Ent- 
scheidung über die Auffüllung des Leertitels jetzt 
wirklich von den bevorstehenden Beratungen des 
Haushaltsausschusses abhängen wird. 

Vizepräsident Westphai: Eine Zusatzfrage des Ab- 
geordneten Diederich. 

Dr. Diederich (Berlin) (SPD): Herr Staatssekretär, 
könnten Sie bestätigen, daß Ihre, sagen wir einmal, ( D ) 
hinhaltenden Äußerungen nur damit Zusammen- 
hängen, daß innerhalb der Bundesregierung der 
Bundesfinanzminister erbitterten Widerstand ge- 
gen die Dotierung dieses Titels geleistet hat? 

Pfeifer, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Diede- 
rich, ich sehe das so, daß der Bundesfinanzminister 
— in meinen Augen zu Recht — eine Reihe von 
sehr kritischen Fragen gestellt hat. Diese kritischen 
Fragen bedürfen wirklich einer sorgfältigen Erörte- 
rung. Ich meine, daß die Sitzung des Haushaltsaus- 
schusses in der nächsten Sitzungswoche auch dazu 
nochmals eine Gelegenheit gibt. 

Vizepräsident Westphai: Die Frage 6 des Abgeord- 
neten Dr. Schierholz wird schriftlich beantwortet. 

Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Wir sind damit am Ende des Geschäftsbereichs. 

Ich danke dem Staatssekretär für die Beantwor- 
tung der Fragen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini- 
sters des Innern auf. Zur Beantwortung steht der 
Parlamentarische Staatssekretär Herr Spranger 
zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 12 des Abgeordneten Conradi 
auf. 

Ist die Bundesregierung dem von einem CDU-Abgeordne- 
ten geäußerten Verdacht, eine „Einflußnahme des Ostblocks“ 
sei „bei einem einzelnen Abgeordneten der SPD-Bundestags- 
fraktion nicht auszuschließen“ (mein Schreiben an das Bun- 
desministerium des Innern vom 19. März 1986) nachgegan- 
gen, und wird die Bundesregierung die mir vom Parlamenta- 
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(A) rischen Staatssekretär Spranger am 2. April 1986 zugesagte 

„unverzügliche" Bearbeitung dieser Angelegenheit noch vor 
dem Ende der Legislaturperiode abschließen? 

Da er nicht im Saal ist, wird die Frage entspre- 
chend der Geschäftsordnung behandelt. Da ich 
weiß, daß er bei einem nächsten Geschäftsbereich 
noch einmal an der Reihe ist, ist vielleicht einer der 
Kollegen so nett und sieht einmal hinter der Tür 
nach. 

Die Frage 13 des Abgeordneten Stiegler soll 
schriftlich beantwortet werden. Die Antwort wird 
als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 14 des Abgeordneten Dr. Die- 
derich auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Notwendigkeit, daß 
zur künftigen Durchführung von großen internationalen 
Sportveranstaltungen in Berlin das Olympiastadion mit ei- 
ner sogenannten „Video-Matrix-Tafel" ausgestattet wird, und 
wie beurteilt die Bundesregierung die Forderungen des Ber- 
liner Senats und des Landessportbundes Berlin nach einer 
solchen Einrichtung? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Spranger, Pari. Staatssekretär beim Bundesmini- 
ster des Innern: Seit den Leichtathletik-Europamei- 
sterschaften im Jahre 1982 in Athen gehören Video- 
Vollmatrix- Anzeige tafeln zu den Standardeinrich- 
tungen bei internationalen Veranstaltungen dieses 
Rahmens. Jüngst hat sich die Videomatrixtafel 
auch bei den diesjährigen, mit viel Lob bedachten 
Leichtathletik-Europameisterschaften im Stuttgar- 
ter Neckarstadion bewährt. Die Videotechnik er- 
möglicht die Bildübertragung von folgenden Quel- 
len: Kamerabild bei Liveaufnahmen im Stadion, 
Bildübernahme von Fernsehanstalten, Videokasset- 
ten sowie Film-, Dia- und Planbild- Abtastung. 

Es wäre im Hinblick auf die internationale Kon- 
kurrenzfähigkeit und das Ansehen Berlins sehr zu 
begrüßen, wenn Gästen und Zuschauern aus aller 
Welt die mit diesem modernen Kommunikations- 
mittel gegebenen Darstellungsmöglichkeiten gebo- 
ten würden. Berlin wird im Jahre 1987 Gastgeber 
für das Deutsche Turnfest sein und hat sich um die 
Ausrichtung der Leichtathletik-Weltmeisterschaf- 
ten 1991 beworben. Die Bundesregierung erachtet 
es daher als eine besondere Verpflichtung für Ber- 
lin, die Ausrüstung des Olympiastadions mit einer 
Video-Vollmatrix-Anzeigetafel zu unterstützen. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Herr 
Dr. Diederich. 

Dr. Diederich (Berlin) (SPD): Herr Staatssekretär, 
denken Sie, daß die Einrichtung einer solchen Vi- 
deo-Vollmatrix-Tafel auch etwa den Deutschen 
Sportbund und andere im internationalen Bereich 
tätige Sportverbände beeinflussen könnte, mehr 
Mut zu haben, auch Veranstaltungen im Zusam- 
menhang etwa mit Fußball-Europameisterschaften 
usw. nach Berlin zu legen? 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Ich möchte diese 
Bewertung nun nicht automatisch übernehmen, 
aber ich gehe davon aus, daß dies die Attraktivität 
Berlins sicherlich zusätzlich steigern würde. 


Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage? (C) 
— Dann rufe ich Frage 15 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Diederich (Berlin) auf: 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die Kosten für 
den Einbau einer „Video- Matrix -Tafel 4 * im Berliner Olympia- 
stadion 12 bis 14 Millionen DM betragen sollen, und trifft es 
zu, daß einerseits der Bund als Eigentümer des Olympiasta- 
dions zur Mitfinanzierung in Höhe von 4 Millionen DM be- 
reit ist, andererseits der Senat von Berlin eine Mitfinanzie- 
rung ablehnt? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Nach Informatio- 
nen, die dem BMI vorliegen, sind derzeit für die 
Anschaffung und den Einbau der Tafel 12 bis 
14 Millionen DM anzusetzen. Die Bundesregierung 
hat im Haushaltsentwurf 1987 bei den Sportförde- 
rungsmitteln des Bundesministers des Innern dafür 
zusätzlich 4 Millionen DM veranschlagt. Das Land 
Berlin entscheidet über die Anschaffung der „Vi- 
deo-Matrix-Tafel“. Diese Entscheidung bezieht die 
Prüfung der Finanzierungsmöglichkeiten mit ein. 

Dr. Diederich (Berlin) (SPD): Trifft es also nicht zu, 
daß, wie ich gerüchtweise vernommen habe, der 
Berliner Senat nicht bereit ist, die Differenz zu be- 
zahlen? 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Ich habe von sol- 
chen Gerüchten nichts gehört. 

Vizepräsident Westphal: Herr Diederich, Sie ha- 
ben noch eine Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Diederich (Berlin) (SPD): Recht schönen . . 
Dank. [D) 

Vizepräsident Westphal: Herr Spranger, Sie sind 
sicher einverstanden, wenn ich die Frage des nicht 
ganz so schnell wie wir agierenden Abgeordneten 
Conradi trotzdem noch aufrufe; er war nur vor der 
Tür. — Dann rufe ich Frage 12 des Herr Abgeordne- 
ten Conradi auf: 

Ist die Bundesregierung dem von einem CDU-Abgeordne- 
ten geäußerten Verdacht, eine „Einflußnahme des Ost- 
blocks 44 sei „bei einem einzelnen Abgeordneten der SPD- 
Bundestagsfraktion nicht auszuschließen“ (mein Schreiben 
an das Bundesministerium des Innern vom 19. März 1986) 
nachgegangen, und wird die Bundesregierung die mir vom 
Parlamentarischen Staatssekretär Spranger am 2. April 1986 
zugesagte „unverzügliche“ Bearbeitung dieser Angelegenheit 
noch vor dem Ende der Legislaturperiode abschließen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Der Bundesregie- 
rung liegen keine Erkenntnisse vor, die einen nach- 
richtendienstlich relevanten Verdacht, „eine Ein- 
flußnahme des Ostblocks sei bei einem einzelnen 
Abgeordneten der SPD-Fraktion nicht auszuschlie- 
ßen“, bestätigen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Con- 
radi. 

Conradi (SPD): Dann darf ich fragen, warum mir 
diese Feststellung nicht unverzüglich mitgeteilt 
worden ist. Ich habe im März des Jahres angefragt; 
Anfang April haben Sie mir unverzügliche Bearbei- 
tung der Angelegenheit zugesagt. Ich frage jetzt, ob 
„unverzüglich“ heißt, daß man erst fünf Monate spä- 
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Conradi 

(A) ter hier in der Fragestunde eine Antwort be- 
kommt. 

(Frau Hürland [CDU/CSU]: So „unverzüg- 
lich“ wie der Bau des Parlaments!) 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Es ist wohl eine 
Prüfung notwendig, die Zeit in Anspruch genom- 
men hat. Ich darf aber auch sagen, daß die Beant- 
wortung dann wohl auch versehentlich unterblie- 
ben ist. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage, 
bitte schön. 

Conradi (SPD): Herr Staatssekretär, darf ich aus 
Ihrer Antwort entnehmen, daß sich der von dem 
Abgeordneten Dr. Czaja erhobene Vorwurf oder 
Verdacht als gegenstandslos erwiesen hat und auch 
nicht begründet werden konnte? 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Ich wiederhole 
meine Antwort auf Ihre Frage. 

Vizepräsident Westphal: Damit sind wir am Ende 
dieses Geschäftsbereichs. Ich danke dem Staatsse- 
kretär für die Beantwortung der Fragen. 

Ich brauche den Geschäftsbereich des Bundesmi- 
nisters der Justiz nicht aufzurufen, weil die beiden 
Fragesteller um schriftliche Beantwortung ihrer 
Fragen gebeten haben. Die Fragen 16 und 17 des 
Herrn Abgeordneten Bachmaier sowie 18 und 19 
des Herrn Abgeordneten Antretter werden daher 
schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 

Wir kommen dann zum Geschäftsbereich des 
Bundesministers der Finanzen. Der Parlamentari- 
sche Staatssekretär Dr. Voss steht zur Beantwor- 
tung der Fragen zur Verfügung. 

Ich rufe Frage 20 des Abgeordneten Conradi auf: 

Trifft es zu, daß das europäische Jugendwerk Mannheim, 
das im März 1986 in Ludwigsburg ein Forum mit rechtsextre- 
men Referenten veranstaltet hat, als gemeinnützig und als 
Einrichtung für überparteiliche politische Bildung anerkannt 
ist? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär beim Bundesmini- 
ster der Finanzen: Herr Kollege Conradi, für die 
Beurteilung und Entscheidung steuerlicher Einzel- 
fälle sind die Finanzbehörden der Länder zustän- 
dig. Die Frage, ob das europäische Jugendwerk 
Mannheim als gemeinnützig anerkannt ist, unter- 
liegt dem Steuergeheimnis. Ich vermag Ihnen da- 
her keine Antwort darauf zu erteilen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Con- 
radi. 

Conradi (SPD): Herr Staatssekretär, haben Sie 
Verständnis für meine Feststellung, daß die Finanz- 
verwaltungen unter dem Deckmantel des Steuerge- 
heimnisses massiv politisch Einfluß nehmen, indem 
sie bestimmte Vereinigungen als steuerlich gemein- 
nützig und daher förderungswürdig bezeichnen, 
dies bei anderen jedoch ablehnen und das Ganze 
dann unter dem Vorwand, es sei dem Steuerge- 


heimnis unterworfen, der parlamentarischen Kon- (C) 
trolle entziehen? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
kann Ihnen aus meiner Erfahrung sagen, daß der- 
artige Dinge regelmäßig geprüft werden. Ich gehe 
davon aus, daß das auch hier der Fall ist, so daß das, 
was Sie Ihrer Frage unterlegen, nicht den Tatsa- 
chen entspricht. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Con- 
radi. 

Conradi (SPD): Herr Staatssekretär, sind Sie sich 
darüber im klaren, daß die Geheimhaltung dieser 
Förderungsvorgänge unter dem Siegel des Steuer- 
geheimnisses unterlaufen werden kann, wenn ein 
Bürger einer solchen — in diesem Fall: rechtsradi- 
kalen — Vereinigung eine Spende zukommen läßt, 
dann eine Spendenbescheinigung bekommt und so 
öffentlich nachweisen kann, daß diese Vereinigung 
von diesem Bundesland und dessen Finanzverwal- 
tung als steuerlich gemeinnützig anerkannt worden 
ist? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, Ver- 
letzungen des Steuergeheimnisses sind natürlich 
auf viele Arten möglich. Ich unterstelle aber, daß 
Sie mich nicht dazu verleiten oder anstiften oder 
sonstwie dazu bringen wollen, daß ich das Steuerge- 
heimnis in meiner Person verletze/ 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Klejd- ^ 
zinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, es ist 
doch ganz einfach die Frage: Wenn auf diese Art 
und Weise veröffentlicht wird, daß diese Institution 
als gemeinnützig anerkannt ist, dann ist das doch 
keine Verletzung des Steuergeheimnisses, sondern 
das ist doch dann ganz offensichtlich? Oder liege 
ich da falsch? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, das 
Steuergeheimnis besteht unabhängig davon, ob es 
von dem einen oder anderen verletzt wird. Wenn ich 
das unterstelle, was Herr Conradi mit seiner Frage 
unterstellt, enthebt mich dies nicht, das Steuerge- 
heimnis weiterhin zu achten. 

(Conradi [SPD]: Weil das Steuergeheimnis 
in diesem Lande Vorrang vor den Parla- 
mentsrechten hat!) 

Vizepräsident Westphal: Die Fragen 21 und 22 sol- 
len auf Wunsch der Fragestellerin, der Abgeordne- 
ten Frau Matthäus-Maier, schriftlich beantwortet 
werden. Die Antworten werden als Anlage abge- 
druckt. 

Wir kommen zur Frage 34 des Abgeordneten Hu- 
onker. 

In welchem Umfang haben sich die vermögenswirksamen 
Leistungen im Sinne des Dritten Vermögensbildungsgeset- 
zes bzw. des Vermögensbeteiligungsgesetzes in den Jahren 
1980 bis 1986 verändert (auf geschlüsselt nach Anlageformen 
unter besonderer Berücksichtigung des Verhältnisses von 
Anlagen in Produktivvermögen zu den anderen Anlagefor- 
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(A) men), und von welcher Entwicklung geht die Bundesregie- 

rung nach einem etwaigen Inkrafttreten des Zweiten Vermö- 
gensbeteiligungsgesetzes für die Jahre 1987 bis 1991 aus? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege 
Huonker, über Art und Umfang der nach dem Ver- 
mögensbildungsgesetz angelegten vermögenswirk- 
samen Leistungen gibt es nur unvollständige stati- 
stische Angaben. Nach Hochrechnung dieser Anga- 
ben kann davon ausgegangen werden, daß 1980 
knapp 18 Millionen Arbeitnehmer und 1985 zirka 19 
Millionen Arbeitnehmer vermögenswirksame Lei- 
stungen angelegt haben. Der angelegte Betrag wird 
für 1980 auf rund 11 Milliarden und für 1985 auf 
rund 12 Milliarden DM geschätzt. 

Hinsichtlich der Verteilung vermögenswirksamer 
Leistungen auf die einzelnen Anlageformen geht 
die Bundesregierung davon aus, daß bis Ende 1983 
zirka 98% der vermögenswirksamen Sparformen in 
das Konten-, Versicherungs- und Bausparen flössen 
und nur 2% in Vermögensbeteiligungen angelegt 
wurden. Einzelne Hinweise über die Nutzung des 
Vermögensbeteiligungsgesetzes von 1983 lassen er- 
kennen, daß sich dieses Verhältnis seit 1984 zugun- 
sten der Anlage in Vermögensbeteiligungen ver- 
schoben hat. Es kann davon ausgegangen werden, 
daß 1985 zwischen 5 und 10% der vermögenswirksa- 
men Leistungen in Vermögensbeteiligungen ange- 
legt worden sind. Die Bundesregierung geht davon 
aus, daß sich dieser Trend auch in Zukunft weiter 
fortsetzt und eine verstärkte Beteiligung der Ar- 
beitnehmer am Produktivkapital durch das im Ent- 
* ' wurf vorgelegte Zweite Vermögensbeteiligungsge- 
setz weitere Schubkraft erhält. Es wird nicht zuletzt 
an den Tarifpartnern liegen, inwieweit und wie 
schnell der neugeschaffene Förderrahmen ausge- 
schöpft wird. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Huon- 
ker. 

Huonker (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie 
mir mitteilen, auf welcher Grundlage Sie zu der 
Annahme kommen, die Sie hier geäußert haben, 
daß 5% der vermögenswirksamen Leistungen in 
Produktivkapital angelegt worden seien? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege 
Huonker, es gibt einmal ein Tarifregister, das beim 
Arbeits- und Sozialminister geführt wird. Im übri- 
gen gibt es Angaben der Verbände, die in diese 
Richtung gehen. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Huonker. 

Huonker (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie 
die Aussage Ihres Kollegen Herrn Voigt bestätigen, 
der am 30. Januar im Bundestag gesagt hat, daß 
inzwischen 100 000 Verträge über den Erwerb von 
Aktienfondsanteilen mit vermögenswirksamen Lei- 
stungen abgeschlossen worden seien? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Das kann ich im 
wesentlichen bestätigen, Herr Kollege. 


Vizepräsident Westphal: Wir kommen zur Frage 35 (C) 

des Abgeordneten Huonker. 

Auf welchen Einzelannahmen beruht die Stellungnahme 
der Bundesregierung zum Bundesratsentwurf eines Geset- 
zes zur Förderung von Arbeitnehmerbeteiligungen am Pro- 
duktiwermögen (Drucksache 10/3955) bezüglich der in Zif- 
fer V getroffenen Aussage, die in diesem Entwurf vorgenom- 
menen Regelungen würden „voraussichtlich zusätzliche steu- 
erliche Mindereinnahmen von ca. 300 bis 400 Millionen DM 
jährlich bewirken“, aufgeschlüsselt nach Anhebung des Frei- 
betrags in § 19 EStG und Veränderungen der Sätze der Ar- 
beitnehmersparzulage bei Ausdehnung der Förderung aller 
Anlageformen auf 936 DM — aufgegliedert nach den unter- 
schiedlich begünstigten Anlageformen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Den Angaben über 
voraussichtliche Steuermindereinnahmen in der 
Stellungnahme der Bundesregierung zum Bundes- 
ratsentwurf eines Gesetzes zur Förderung von Ar- 
beitnehmerbeteiligungen am Produktiwermögen 
liegen nur grobe Schätzungen, bezogen auf ein Ent- 
stehungsjahr 1986, zugrunde. Dahinter stehen fol- 
gende Annahmen: Die Anhebung des Freibetrags 
nach § 19 a EStG wird von 500 000 bis 600 000 Arbeit- 
nehmern jährlich in Anspruch genommen. Das 
führt zu Steuermindereinnahmen von zirka 70 Mil- 
lionen DM mit steigender Tendenz. 1986 sind knapp 
12 Millionen Arbeitnehmer zulagenbegünstigt. Von 
diesen Arbeitnehmern würden nutzen, zirka 2,4 Mil- 
lionen die Aufstockung der Förderung bis 936 DM 
im Bereich des Bausparens, zirka 1,8 Millionen die 
Aufstockung der Förderung bis 936 DM im Bereich 
des Geld- und Versicherungssparens und zirka 2,4 
Millionen den bisherigen Rahmen von 936 DM für 
Vermögensbeteiligungen. Daraus würden sich fol- 
gende Steuermindereinnahmen ergeben: zirka 175 
Millionen DM aufgrund zusätzlicher Anlagen im 
Bereich des Bausparens, zirka 90 Millionen DM auf- 
grund zusätzlicher Anlagen im Bereich des Geld- 
und Versicherungssparens, zirka 50 Millionen DM 
aufgrund der Erhöhung des Zulagensatzes für Ver- 
mögensbeteiligungen. 

Die Inanspruchnahme der Förderung bis 936 DM 
für das Bau-, Geld- und Versicherungssparen 
nimmt in den Folge jahren weiter zu. Bei den Anla- 
gen bis 624 DM wurde von folgenden Annahmen 
ausgegangen: 68% der bisher in Geld- und Versiche- 
rungssparen angelegten Mittel würden der Absen- 
kung des Zulagensatzes unterliegen. Die Absen- 
kung des Zulagensatzes führt in diesem Bereich zu 
Steuermehreinnahmen von zirka 50 Millionen DM; 

2% der vermögenswirksam angelegten Mittel ent- 
fallen zunächst auf den Bereich der Vermögensbe- 
teiligungen bis 624 DM, die Anhebung des Zulagen- 
satzes für Vermögensbeteiligungen führt hier zu 
Steuermindereinnahmen von zirka 10 Millionen 
DM. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Huon- 
ker? 

Huonker (SPD): Schönen Dank, Herr Staatssekre- 
tär. Ich möchte Sie fragen, ob Sie nach der Diskus- 
sion und der Beschlußfassung im Bundesrat am 
Freitag vergangener Woche parallel gerechnet ha- 
ben, wie hoch die Steuerausfälle wären, wenn bei 
diesem Gesetzentwurf — über den wir im Augen- 
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Huonker 

(A) blick miteinander reden — nur der Förderrahmen 
für Bausparen auf 936 DM ausgedehnt würde, ohne 
daß beim Kontensparen eine Absenkung erfolgte 
und ohne daß für das Produktivkapital die Zulage 
auf 30 % erhöht würde. 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Herr Huonker, ich 
halte diese Berechnung zur Zeit für hypothetisch. 
Daher haben wir sie bisher nicht durchgeführt. 
Aber wenn Sie es wünschen, würde ich mich dafür 
einsetzen, daß wir Ihnen eine Zahl an die Hand 
geben. 

Vizepräsident Westphal: Noch eine Zusatzfrage, 
Herr Huonker. 

Huonker (SPD): Herr Staatssekretär, ich habe 
diese Angaben — und da bin ich dankbar — mit 
Interesse gehört und möchte an Ihre Ausführungen 
anschließend fragen: Wieso steht in der Begrün- 
dung des Parallelgesetzentwurfs der Bundesregie- 
rung für ein Zweites Vermögensbeteiligungsgesetz, 
daß die Erweiterung der Anlageform um Beteili- 
gungssondervermögen nicht zu quantifizieren sei 
für den Fall, daß dieses Gesetz so in Kraft trete, wie 
es vorgelegt werde? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, Sie 
wissen, daß Schätzungen immer sehr schwierig 
sind, weil Sie hier von Zahlen ausgehen müssen, die 
sich zwar an Hand der Erfahrungen, die sich im 
^ Bereich dieses Gesetzes, das ja eine lange Laufzeit 
hat, ergeben haben, bei denen aber eine große Unsi- 
cherheit bestehenbleibt. Auf Grund dieser unsiche- 
ren Zahlenangaben muß man Ausfälle quantifizie- 
ren. Dabei bleibt immer ein gewisser Restposten, so 
daß es der Bundesregierung in diesem Falle tunlich 
erschien, sich nicht auf eine Zahl festzulegen. 

(Huonker [SPD]: Beim Bundesrat wird 
quantifiziert und bei der Bundesregierung 
nicht!) 

Vizepräsident Westphal: Das ist ja ganz interes- 
sant, aber Sie hatten nur zwei Zusatzfragen, und die 
sind ausgeschöpft. 

Ich danke dem Herrn Staatssekretär für die Be- 
antwortung der Fragen. Wir sind am Ende dieses 
Geschäftsbereichs. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes- 
ministers für Wirtschaft. Der Parlamentarische 
Staatssekretär Grüner steht zur Beantwortung zur 
Verfügung. 

Die Frage 23 des Abgeordneten Stiegler wird auf 
Wunsch des Fragestellers schriftlich beantwortet. 
Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 24 des Abgeordneten Kübler 
auf: 

Wird die Bundesregierung im Hinblick auf die herausra- 
gende Bedeutung der deutschen Wirtschaftsausstellung als 
wichtigen Faktor für den weiteren Ausbau der beiderseitigen 
Wirtschaftsbeziehungen in Kamerun im November 1986 sich 
durch den Bundesminister für Wirtschaft vertreten lassen, 
und falls nicht, sieht sie darin eine erhebliche Belastung des 
politischen Verhältnisses zu Kamerun auch nach der Absage 


des geplant gewesenen Besuches des Bundeskanzlers in Ka- (C) 
merun und eine Belastung des weiteren Ausbaus der wirt- 
schaftlichen Beziehungen? 

Bitte schon, Herr Staatssekretär. 

Grüner, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Herr Kollege, die Bundesregierung 
wird durch den Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit, Herrn Dr. Jürgen Warnke, bei der 
deutschen Wirtschaftsausstellung im Kamerun ver- 
treten sein. Wir versprechen uns von dieser Wirt- 
schaftsausstellung eine weitere Intensivierung der 
schon bisher guten Wirtschaftsbeziehungen zwi- 
schen den beiden Ländern. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Herr 
Kübler. 

Dr. Kübler (SPD): Herr Staatssekretär, da es sich 
ja in erster Linie um eine Wirtschaftsausstellung 
und nicht um eine Aktivität im Bereiche der Koope- 
ration auf dem Gebiet der Entwicklungshilfe han- 
delt, wäre es doch wohl angemessener, den Wirt- 
schaftsminister und nicht den Entwicklungshilfe mi- 
nister dort hinzuschicken. Welches sind die Gründe, 
weshalb Sie nicht den Wirtschaftsminister hin- 
schicken? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Gründe liegen darin, daß Bundeswirtschaftsmini- 
ster Dr. Bangemann terminlich nicht in der Lage 
ist, diese Wirtschaftsausstellung zu besuchen. Da es 
innerhalb der Bundesregierung bei so bedeutenden, 
auch politisch bedeutenden Anlässen üblich ist, ei- 
nen der Bundesminister zu bitten, die Vertretung 
der Bundesregierung zu übernehmen, hat sich Bun- 
desminister Dr. Warnke in diesem Fall dazu bereit 
erklärt. Das ist natürlich auch angesichts der Auf- 
gaben, die im Bereich der Entwicklungspolitik lie- 
gen, eine besonders gute und für die Bundesregie- 
rung wirkungsvolle Vertretung. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Kübler. 

Dr. Kübler (SPD): Würden Sie nicht davon ausge- 
hen müssen, daß hierin von kamerunischer Seite 
möglicherweise eine Relativierung dieser sehr her- 
ausgestellten Wirtschaftsausstellung gesehen wer- 
den könnte? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Nein, diese Gefahr 
sehe ich nicht. Ich bin sicher, daß Kamerun diese 
Vertretung der Bundesregierung als außerordent- 
lich befriedigend ansehen wird. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 25 des 
Abgeordneten Dr. Kübler auf. 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Besuch des Staats- 
präsidenten von Kamerun in der Bundesrepublik Deutsch- 
land im Hinblick auf die zukünftigen beiderseitigen Wirt- 
schaftsbeziehungen, und besteht Übereinstimmung in der 
Frage der Politik gegenüber Südafrika? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Die Bundesregie- 
rung erhofft sich vom guten Verlauf des Staatsbe- 
suches des kamerunischen Präsidenten eine we- 
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Pari. Staatssekretär Grüner 

(A) sentliche Intensivierung der bilateralen Wirt- 
schaftsbeziehungen. Zwischen der deutschen und 
kamerunischen Seite besteht völlige Übereinstim- 
mung über die Notwendigkeit der raschen Abschaf- 
fung des Apartheid -Systems. Beide Seiten waren 
sich ebenfalls einig über die Bedeutung eines wirk- 
lichen und intensiven Dialogs aller Beteiligten, ins- 
besondere zwischen der südafrikanischen Regie- 
rung und den Vertretern der schwarzen Mehrheit. 

Die deutsche Seite trug dem kamerunischen Gast 
ihre bekannte Auffassung zur Frage der Wirt- 
schaftssanktionen vor, die von der kamerunischen 
Regierung befürwortet werden. Dies wurde vom 
Präsidenten Kameruns im übrigen während einer 
Pressekonferenz in Bonn auch öffentlich geäußert 

Vizepräsident Westphai: Herr Dr. Klejdzinski zu 
einer Zusatzfrage. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, in wel- 
chen Punkten unterscheidet sich denn die Meinung 
Kameruns von derjenigen der Bundesrepublik, was 
Südafrika anbetrifft? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
verweise auf die Darstellung, die der Präsident von 
Kamerun gegeben hat Ich möchte hier keine detail- 
lierten Aussagen zu diesem Punkt machen. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Das ist ja ein dik- 
ker Hund, zu sagen, ich solle mich an den 
Präsidenten von Kamerun wenden!) 

(B) Vizepräsident Westphai: Wir sind damit am Ende 
des Geschäftsbereichs des Bundesministers für 
Wirtschaft; denn die Fragen 26 und 27 des Abgeord- 
neten Dr. Lammert sollen auf seinen Wunsch 
schriftlich beantwortet werden; die Antworten wer- 
den als Anlagen abgedruckt 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes- 
ministers für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten. Herr Staatssekretär Gallus steht zur Beant- 
wortung der Fragen zur Verfügung. 

Die Abgeordnete Frau Schmidt (Nürnberg) bittet 
um schriftliche Beantwortung ihrer Frage 28. Die 
Antwort wird als Anlage abgedruckt 

Ich rufe die Frage 29 des Abgeordneten Eigen 
auf: 

Wie weit sind die Verhandlungen zwischen der Bundesre- 
gierung und den Bundesländern gediehen, um endlich si- 
cherzustellen, daß die Bezuschussung von Fleischrindern 
nach den Möglichkeiten der Europäischen Gemeinschaft — 
wie in Frankreich — ausgeschöpft wird? 

Bitte schön, Herr Gallus. 

Gallus, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: Herr 
Kollege Eigen, die Bundesregierung führt seit län- 
gerer Zeit Verhandlungen mit den Bundesländern 
mit dem Ziel, den Mutterkuhhaltern in der Bundes- 
republik Deutschland die gemeinschaftsrechtlich 
zulässige Zusatzprämie in Höhe von 25 Ecu je Tier 
— bei insgesamt etwa 24 000 förderungsfähigen 
Mutterkühen — zu gewähren. Da nach den ein- 
schlägigen Bestimmungen des Gemeinschafts- 
rechts nur eine einheitliche Förderung der Mutter- 


kuhhalter im gesamten Bundesgebiet zulässig ist, (C) 
kann die Förderung nicht in das Ermessen eines 
jeden Bundeslandes gestellt werden. 

Der Versuch, eine einheitliche Förderung im Bun- 
desgebiet aus Haushaltsmitteln der Bundesländer 
zu erreichen, scheiterte am Widerstand einzelner 
Bundesländer, die prinzipielle Bedenken gegen die 
Förderung von Mutterkuhhaltern aus Landesmit- 
teln vortrugen. 

Übrig bleibt demnach nur noch eine einheitliche 
Förderung der Mutterkuhhalter mit Bundesmitteln, 
die derzeit in meinem Hause geprüft wird. Diese 
Prüfung wird in Kürze abgeschlossen. 

Vizepräsident Westphai: Zusatzfrage, Herr Eigen. 

Eigen (CDU/CSU): Kann man denn schon einmal 
ein Zwischenergebnis dieser Prüfung hören, Herr 
Staatssekretär? Wenn Sie dabei sind, haben Sie 
doch irgendwann immer ein Zwischenergebnis. 

Gallus, Pari. Staatssekretär: Das wird dem Ver- 
band ganz offiziell mitgeteilt, wenn es vollends ab- 
geschlossen ist. 

Vizepräsident Westphai: Noch eine Zusatzfrage, 

Herr Eigen. 

Eigen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, sind Sie 
mit mir einer Meinung, daß in der Bundesrepublik 
Deutschland jedenfalls die Maßnahmen durchge- 
führt werden können, die von der Europäischen Ge- 
meinschaft für alle Länder vorgesehen sind und 
von anderen Ländern auch durchgeführt werden, ' 
und zwar mit viel höheren Mittelansätzen, weil bei 
uns — Sie sprachen von 24 000 Tieren — bei der 
Förderung nur gut rund 1 Million DM heraus- 
kommt, während andere Länder die Landwirtschaft 
mit zig Millionen in diesem Bereich fördern? 

Gallus, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, ich bin 
insoweit mit Ihnen einig, daß es nicht nur eine 
Frage der Durchführung, sondern auch eine solche 
der Bezahlung ist. 

Vizepräsident Westphai: Ich rufe die Frage 30 des 
Abgeordneten Eigen auf: 

Was hindert die Bundesregierung, diese Fleischrinderför- 
derung über die Gemeinschaftsaufgabe „Agrarstruktur und 
Küstenschutz“ durchzuführen? 

Herr Gallus. 

Gallus, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Möglichkeiten einer Förderung der Fleischrinder- 
halter über die Gemeinschaltsaufgabe „Agrar- 
struktur und Küstenschutz“ wurden sowohl mit 
den Bundesländern wie auch in meinem Hause ein- 
gehend erörtert. Eine Einbeziehung dieser Förde- 
rung in die Gemeinschaftsaufgabe wurde von ein- 
zelnen Bundesländern abgelehnt. 

Darüber hinaus bestanden sowohl rechtliche wie 
auch finanzielle Bedenken der Bundesregierung ge- 
gen eine Aufnahme dieses Förderprojekts in die 
Gemeinschaftsaufgabe. Im Rahmen der Gemein- 
schaftsaufgabe können nur solche Maßnahmen ge- 
fördert werden, für die ein gewisser Planungs spiel- 
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Pari. Staatssekretär Gallus 

(A) raum besteht. Dies ist bei der Gewährung der Zu- 
satzprämie an Mutterkuhhalter nicht der Fall, da 
die Zusatzprämie sowohl der Höhe nach, wie auch 
im Hinblick auf die von der Maßnahme Begünstig- 
ten im Gemeinschaftsrecht genau bestimmt ist. 

Vizepräsident Westphal: Herr Eigen, Zusatzfrage, 
bitte schön. 

Eigen (CDU/CSU): Da muß ich mich aber sehr 
wundern, Herr Staatssekretär; denn in der Gemein- 
schaftsaufgabe ist auch die Förderung von Land- 
wirten in von Natur aus benachteiligten Gebieten 
vorgesehen, wobei auch durch EG-Recht und Bun- 
desrecht festgelegt ist, in welcher Weise diese Ge- 
biete ausgewiesen werden müssen. Trotzdem wer- 
den sie vernünftigerweise über die Gemeinschafts- 
aufgabe finanziert, so daß also hier ein gutes Bei- 
spiel vorhanden ist, um bei der Mutterkuhhaltung 
das gleiche zu tun. 

Vizepräsident Westphal: Ich vermisse das Frage- 
zeichen. 

Gallus, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Eigen, 
ich glaube nicht, daß das ein gutes Beispiel ist, um 
die Argumentation, die ich vorgetragen habe, ad ab- 
surdum zu führen, und zwar deshalb, weil gerade 
bei den benachteiligten Gebieten die Länder die 
Möglichkeit haben, in einer großen Bandbreite zu 
entscheiden, wie hoch die Förderung sein soll. 

(B) Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Eigen. 

Eigen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ich 
möchte von Ihnen gern wissen, wann die Beteilig- 
ten, d. h. die Landwirte, die Mutterkühe halten, da- 
mit rechnen können, daß Ihre Planungen im Mini- 
sterium ausgegoren sind und Sie mit einem fertigen 
Konzept und finanziellen Mitteln bereitstehen. 

Gallus, Pari. Staatsskretär: Herr Kollege, ich habe 
bei der Beantwortung Ihrer vorhergehenden Frage 
gesagt, daß eine einheitliche Förderung der Mutter- 
kuhhaltung mit Bundesmitteln zur Zeit in unserem 
Haus geprüft wird und diese Prüfung in Kürze ab- 
geschlossen sein wird. Ich kann kein Datum nen- 
nen. „In Kürze“ bedeutet — ich nehme an — näch- 
ste Woche oder übernächste Woche. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord- 
neten Dr. Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, ich 
möchte Sie, wenn Sie sagen, die Lösung der Proble- 
matik hänge von der Bezahlung ab, fragen: An wel- 
che Summen denken Sie denn dabei? 

Gallus, Pari. Staatssekretär: Die Summen sind 
festgelegt. Das kann man ja ausrechnen. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Würden Sie das 
bitte für mich tun?) 

— Ja, natürlich. 


Vizepräsident Westphal: Augenblick. — Ich finde (C) 
das ja nett, wenn hier Dialoge stattfinden. Aber sie 
sind in der Geschäftsordnung nicht vorgesehen. 

(Becker [Nienberge] [SPD]: Aber er hat ja 
gesagt!) 

Wir sind am Ende dieses Geschäftsbereichs. Ich 
danke dem Staatssekretär für die Beantwortung 
der Fragen. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes- 
ministers der Verteidigung. Der Parlamentarische 
Staatssekretär Würzbach steht zur Beantwortung 
zur Verfügung. 

Die Fagen 36 und 37 des Herrn Abgeordneten Dr. 

Spöri werden auf Wunsch des Fragestellers schrift- 
lich beantwortet Die Antworten werden als Anla- 
gen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 38 des Abgeordneten Becker 
(Nienberge) auf: 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß nach dem 
Ausspruch des Bundeskanzlers „Frieden schaffen mit weni- 
ger Waffen * 4 die Planung und Bauten weiterer Munitionsde- 
pots fortgesetzt werden sollten, und unter welchen Gesichts- 
punkten ist der Neubau des Munitionsdepots in Saerbeck 
noch weiterhin erforderlich? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Würzbach, Pari. Staatssekretär beim Bundesmini- 
ster der Verteidigung: Herr Präsident! Herr Kollege 
Becker, für die auch bereits im Heer eingeführten 
Waffensysteme ist es erforderlich, eine bestimmte 
von uns und der NATO festgelegte Menge an Muni- 
tion zu bevorraten. Dafür reicht bisher bei uns in ' ' 
der Bundesrepublik die Kapazität der Depots nicht 
aus. Deshalb müssen einige neue gebaut werden, 
um Munition dort bedarfsgerecht einzulagern. 

Sie fragten auch, wie sich das mit unserer Ziel- 
richtung „Frieden schaffen mit immer weniger 
Waffen“ verträgt. Hierauf habe ich Ihnen zu sagen, 
daß wir in Montebello noch einmal beschlossen ha- 
ben — und dies ist in der Durchführung — , allein 
1 400 Atomwaffengefechtsköpfe aus unserem Land 
und aus Europa wegzunehmen. Ferner werden die 
Nike-Raketen, atomare Raketen, durch konventio- 
nelle ersetzt Für jede Cruise Missile oder Pershing, 
die kommt, wird, wenn sie kommen muß, bevor sie 
kommt, auf alle Fälle eine alte verschwinden. Über 
die chemischen Waffen sind Sie auch durch die Fra- 
gestunde dahin gehend informiert, daß wir dort seit 
vielen Jahren nichts tun und ein neues Abkommen 
bevorsteht, so daß auch die hier liegenden in die 
Vereinigten Staaten transportiert werden. 

Über Mittel- und Kurzstreckenraketen ist Ihre 
wie meine Fraktion in den letzten Tagen informiert 
worden. Wir haben, schlicht zusammengefaßt ge- 
sprochen, den seit 20 Jahren niedrigsten Stand an 
Atomwaffen in der Bundesrepublik Deutschland. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr 
Becker. 

Becker (Nienberge) (SPD): Herr Staatssekretär, 
zu dem ersten Teil Ihrer Antwort möchte ich Sie 
noch einmal fragen: Findet eigentlich eine laufende 
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Becker (Nienberge) 

(A) Überprüfung der Notwendigkeiten, neue Munitions- 
depots zu bauen oder auch auf Munitionsdepots zu 
verzichten, statt, und sind Sie, wenn das so ist, nach 
wie vor der Auffassung, daß im Fall Saerbeck dieses 
Munitionsdepot erforderlich ist? 

Würzbach, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, 
diese Überprüfung findet laufend statt. Ich will Ih- 
nen ein konkretes Ergebnis geben: Als wir die Re- 
gierung übernahmen, waren neun deutsche Depots 
allein beim Heer mehr geplant Die haben wir ge- 
strichen. Wir werden neun Depots weniger bauen, 
als noch vor fünf Jahren in der Planung allein der 
Teilstreitkraft Heer waren. 

Das Depot in Saerbeck, nach dem Sie fragen, ist 
— das werden Sie genauso gut oder aus Augen- 
scheinnahme vielleicht besser als ich wissen — im 
Verwaltungsbereich fertig, im technischen Bereich 
zur Hälfte fertig, im Lagerbereich zu 30% fertig. 
Dieses Depot wird zu Ende gebaut und soll im Okto- 
ber 1988 übergeben werden. Wir brauchen dieses. 

Becker (Nienberge) (SPD): Herr Staatssekretär, 
wäre es auch denkbar, daß Sie bereits fertigge- 
stellte Munitionsdepots, wenn es die Lage, wie Sie 
sagen, erlaubt, wieder stillegen? 

Würzbach, Pari. Staatssekretär: Theoretisch, Herr 
Kollege. Aber solche Erörterungen möchte ich hier 
nicht anstellen. Wir werden nur die Depots bauen, 
die wir brauchen, und werden vorhandene alte na- 
türlich nutzen, um möglichst wenige neue bauen zu 
müssen. Insofern wäre es ein Widerspruch, wenn 
' wir jetzt ein nach gründlicher Prüfung frisch gebau- 

tes, neues Depot stillegen würden. 

(Becker [Nienberge] [SPD]: Ich danke 
Ihnen!) 

Vizepräsident Westphai: Eine Zusatzfrage, Herr 
Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, auf die 
Frage nach dem Bau von Munitionsdepots haben 
Sie mit Abzug von Atomwaffen geantwortet. Darf 
ich Sie in dem Zusammenhang, da ja der Eindruck 
entstehen könnte, es handelte sich bei dem ange- 
sprochenen Depot um ein Depot für Atomwaffen, 
fragen, ob das so ist 

Würzbach, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, ent- 
gegen Ihrer Aussage habe ich soeben auf die Frage 
nach dem Depot nicht mit der Feststellung zu den 
atomaren Waffen geantwortet. Ich habe mit den 
atomaren Gefechtsköpfen auf den Teil der Frage 
Ihres Kollegen Becker geantwortet, wo er von „Frie- 
den schaffen mit immer weniger Waffen“ unter Be- 
zugnahme auf den Bundeskanzler etwas gesagt hat 
— Sie sehen an seinem Nicken, daß er mich richtig 
verstanden hat. 

Vizepräsident Westphai: Zusatzfrage, Herr von 
Heereman. 

Freiherr Heereman von Zuydtwyck (CDU/CSU): Hat 
die Bundesregierung dafür Sorge getragen, daß im 
Hinblick auf das Munitionsdepot Saerbeck, was den 


Transport von Munition zum Depot angeht, alle Si- (C) 
cherheitsvorkehrungen getroffen sind? 

Würzbach, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege von 
Heereman, die Antwort ist ein eindeutiges Ja. Wir 
haben mit größter Akribie nicht nur dem Gesetz fol- 
gend, sondern darüber hinaus auch die Schutzberei- 
che festgelegt. Sie sind im Oktober 1983 angeordnet 
worden. Entsprechende Schutzabstände zu allen zi- 
vilen Einrichtungen in der Nachbarschaft werden 
eingehalten, so daß keine Beeinträchtigung oder 
Gefährdung der umliegenden Bevölkerung gegeben 
ist. 

Vizepräsident Westphai: Jetzt kommen wir zu der 

Frage 39 des Abgeordneten Dr. Klejdzinski: 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß der Bau wei- 
terer Munitionsdepots erforderlich ist und daß die ausrei- 
chende Prüfung der Notwendigkeiten bei der Genehmigung 
weiterer Depots erfolgen wird, und welche Gründe sprechen 
weiterhin dafür, daß in Saerbeck ein solches Depot gebaut 
wird und kann auch aus der Sicht der betroffenen Mitbürge- 
rinnen und -bürger die Notwendigkeit des Baus noch einmal 
überprüft werden? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Würzbach, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege 
Klejdzinski, ich verweise auf meine Antworten auf 
die Eingangsfrage und auf die Zusatzfragen. 

Vizepräsident Westphai: Zu einer Zusatzfrage, 

Herr Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, ich 
wäre Ihnen dankbar, wenn Sie auf den Inhalt mei- ^ 
ner Frage eingingen. Ich frage Sie, ob Sie der Mei- 
nung sind, daß Sie mit der Antwort auf die Frage 38 
auch die Frage 39 beantwortet haben. 

Würzbach, Pari. Staatssekretär: Dieser Meinung 
war ich. Aber ich tue Ihnen gern den Gefallen, Herr 
Kollege, den letzten Teil Ihrer Frage, in welchem 
Sie mich fragend auffordern, zu prüfen, ob im Inter- 
esse der betroffenen Mitbürger nicht doch noch ein- 
mal die Notwendigkeit des Baus überprüft werden 
könnte, zum Anlaß zu nehmen, Sie, auch in Ihrer 
Funktion als Mitglied des Verteidigungsausschus- 
ses, herzlich zu bitten, der Regierung auch zu hel- 
fen. Dieses Depot ist ja schon 1965 geplant worden 
— 1965! — , und 1980 ist die Planung in die konkrete 
Bauplanung übergegangen. Sie wissen, wer da noch 
regiert hat. Jetzt sind wir dabei, dieses Depot fertig- 
zustellen. Sie sollten uns helfen, daß wir nicht we- 
gen auftretender Schwierigkeiten, Stimmungen 
und ähnlichem eine solch notwendige, langfristig 
wirken müssende Sache kurzfristig vor dem Hinter- 
grund bestimmter Daten — wie auch immer — in 
Frage stellen müssen. Wir würden — als Regierung 
wie als Opposition — den Bürgern kräftig Sand in 
die Augen streuen, wenn wir ihnen sagten, wir wür- 
den nochmals prüfen, ob dies wirklich sein müsse. 
Dieses Depot muß sein — aus den genannten Grün- 
den. Und da wir es fast fertig haben, verbietet es 
sich, den Bürgern etwas anderes vorzumachen und 
möglicherweise woanders ein neues zu bauen. 

Vizepräsident Westphai: Zusatzfrage, Herr 
Klejdzinski. 
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(A) Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, ich bin 
Ihnen dankbar, daß Sie uns immer daran erinnern, 
daß wir regiert haben, und wir wollen ja auch wie- 
der regieren. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Das eilt aber 
nicht! — Muß ja nicht sofort sein!) 

Haben Sie, wenn das wirklich seit 1965 geprüft wor- 
den ist, nicht irgendwo eine Fortschreibung, aus der 
man durchaus erkennen könnte, daß der damals 
notwendige Bedarf heute eben nicht mehr gegeben 
ist, weil sich doch mittlerweile Waffengenerationen 
geändert haben? Es sind andere Waffentechniken 
entwickelt worden usw. usf. 

Würzbach, Pari. Staatssekretär: Es sind neun De- 
pots — das sagte ich — gestrichen worden. Im Be- 
reich des ersten deutschen Korps, den Sie kennen, 
ist ein Defizit an Depots. Die Nachschubwege sollen 
kurz sein, übrigens auch im Interesse der Bevölke- 
rung. Die Depots sollen in der Nähe der Verbände 
sein. Deshalb müssen wir an diesem Depot — das 
war eine kluge Planung, und die haben wir fortge- 
schrieben — festhalten. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr 
Becker. 

Becker (Nienberge) (SPD): Herr Staatssekretär, 
nachdem Sie dargelegt haben, daß dieses Depot 
auch weiterhin erforderlich ist, darf ich Sie noch 
einmal fragen, ob wir von der ursprünglichen Aus- 
sage, es würden in diesem Gebiet etwa 130 Arbeits- 
plätze neu geschaffen, was in Saerbeck bei einer 
Arbeitslosenquote von 16,4 % natürlich auch ein 
wichtiger Gesichtspunkt ist, noch immer ausgehen 
können, oder wird die Zahl der Arbeitsplätze, die 
dort entstehen, wesentlich geringer sein? 

Würzbach, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, aus 
meinen Unterlagen ersehe ich, daß dort rund 70 
zivile Arbeitsplätze geschaffen werden; das sind ja 
die für Sie interessanten, nicht die der Soldaten, die 
wir von irgendwoher deutlich versetzen. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Herr 
von Heereman. 

Freiherr Heereman von Zuydtwyck (CDU/CSU): 
Herr Staatssekretär, stimmen Sie mir darin zu, daß 
die betroffenen Kommunen und Kreise dem Bau 
dieses Munitionsdepots dort vor vielen Jahren 
durch politische Entscheidungen zugestimmt ha- 
ben? 

Würzbach, Pari. Staatssekretär: Sie haben in ei- 
nem ordnungsgemäßen Verfahren zugestimmt und 
haben dabei sicherlich den Blick nicht nur auf die 
Notwendigkeit der Verteidigung unseres Landes ge- 
richtet — auch dies betrifft ja in wirklichem Sinne, 
und zwar in positivem Sinne, alle Bürger — , son- 
dern auch auf das, wonach der Kollege eben fragte, 
nämlich auf neue zivile Arbeitsplätze in der Re- 
gion. 

Vizepräsident Westphal: Wir sind damit am Ende 
dieses Geschäftsbereichs. Ich danke dem Staatsse- 
kretär für die Beantwortung der Fragen. 


Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes- (C) 
ministers für Verkehr. Zur Beantwortung der Fra- 
gen steht der Herr Parlamentarische Staatssekre- 
tär Dr. Schulte zur Verfügung. 

Frage 43 des Abgeordneten Hinsken soll schrift- 
lich beantwortet werden. Die Antwort wird als An- 
lage abgedruckt. 

Ich rufe Frage 44 des Abgeordneten Klein (Die- 
burg) auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Deutsche Bun- 
desbahn (DB) in zahlreichen Bahnhofswartesälen die Heiz- 
körper abmontiert hat, obwohl die Heizanlagen noch intakt 
sind, und billigt sie diese Vorgehensweise der DB? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär beim Bundesmi- 
nister für Verkehr: Herr Kollege, der Bundesregie- 
rung ist der von Ihnen geschilderte Sachverhalt be- 
kannt. Für diese Maßnahme ist allein die Deutsche 
Bundesbahn zuständig. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Herr 
Klein. 

Klein (Dieburg) (SPD): Darf ich fragen, auf wel- 
cher Entscheidungsebene die Bundesbahn diese 
Frage in diesem Sinne geregelt hat? 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Diese Entschei- 
dung ist im Jahre 1983 bei der Hauptverwaltung der 
Deutschen Bundesbahn gefallen. Es war nicht nö- 
tig, daß Gremien wie der Verwaltungsrat oder gar 
die Bundesregierung eingeschaltet wurden. 

Im übrigen darf ich, da die Kollegen, die sich an ^ 
Ihre Frage angehängt haben, nicht da sind, gleich 
hinzufügen: Die Leitlinien der Bundesregierung für 
die Konsolidierung der Bundesbahn sind erst spä- 
ter erlassen worden. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Herr 
Klein. 

Klein (Dieburg) (SPD): Ich hatte auch gefragt — 
dieser Teil der Frage ist nicht beantwortet wor- 
den — , ob die Bundesregierung dieses Vorgehen 
der Bundesbahn billigt und gutheißt. 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, 
nachdem ein Genehmigungstatbestand nicht vor- 
liegt, kann ein Mitglied der Bundesregierung allen- 
falls sagen, daß es sich vielleicht ärgert, wenn es 
wie Sie kalte Füße bekommt, weil ein Heizkörper 
abmontiert worden ist. Das ändert aber nichts an 
der Zuständigkeit, die allein bei der Bundesbahn 
liegt. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe Frage 45 des Ab- 
geordneten Klein (Dieburg) auf: 

In wieviel Bahnhofswartesälen sind in den letzten Mona- 
ten die Heizkörper entfernt worden, und gibt es regionale 
Unterschiede in den zehn Direktionsbezirken der Deutschen 
Bundesbahn? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, es 
gibt keine Statistiken über den Rückbau von Heiz- 
körpern bei der Bundesbahn, und dementsprechend 
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Pari. Staatssekretär Dr. Schulte 
(A) gibt es solche Zahlen auch bei der Bundesregierung 
nicht. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Herr 
Klein. 

Klein (Dieburg) (SPD): Verzeichnung, Herr Staats- 
sekretär, Sie haben das Wort „Rückbau“ gewählt, 
das ja ein Kosename für „Demontage“ ist Ich kann 
mir nicht vorstellen, daß die Bundesregierung wirk- 
lich so unwissend ist, wie Sie tun. 

(Lambinus [SPD]: Doch, das ist möglich!) 

Wären Sie, wenn das schon jetzt nicht möglich ist, 
bereit, sich bei der Bundesbahn sachkundig zu ma- 
chen, damit Sie mir auf meine präzise Frage auch 
eine präzise Antwort geben können? 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, 
das wäre denkbar. Nur gibt es einen viel einfache- 
ren Weg: Wenn Sie direkt an die Deutsche Bundes- 
bahn schreiben, bekommen Sie unmittelbar von 
dort Post. Ansonsten sind wir Briefträger. Herr 
Schwarz-Schilling wird sich vielleicht freuen. 

Vizepräsident Westphal: Noch eine Zusatzfrage, 
bitte schön. 

Klein (Dieburg) (SPD): Herr Staatssekretär, ich 
wage ja fast nicht mehr zu fragen, nachdem Sie mir 
so ignorant antworten. Aber dennoch: Können Sie 
mir Auskunft darüber geben oder demnächst ermit- 
teln, wie hoch die Kostenersparnis ist, die durch 
diese Demontage der Heizkörper entsteht? 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Die Deutsche 
Bundesbahn hat uns geschrieben, daß sie von einer 
Einsparung von 1,5 Millionen DM im Jahr ausgeht. 
Ich kann dies im Augenblick nicht nachprüfen, son- 
dern es nur zitieren. 

Vizepräsident Westphal: Herr Staatssekretär, Sie 
müssen uns nicht weiter zur Verfügung stehen, weil 
die Fragen 50 des Abgeordneten Gansei sowie 51 
und 52 der Abgeordneten Frau Traupe schriftlich 
beantwortet werden sollen. Die Antworten werden 
als Anlagen abgedruckt. 

Die Fragen 46 bis 49 der Abgeordneten Buck- 
pesch und Peter (Kassel) werden nicht beantwortet, 
weil die Kollegen nicht im Raum sind, werden also 
entsprechend der Geschäftsordnung behandelt. 

Schönen Dank für die Beantwortung der Fragen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini- 
sters für das Post- und Fernmeldewesen auf. Zur 
Beantwortung der Fragen steht Herr Parlamentari- 
scher Staatssekretär Rawe zur Verfügung. 

Wir kommen zunächst zur Frage 58 des Abgeord- 
neten Dr. Schöfberger. 

(Lambinus [SPD]: Der ist im Aufzug! — 
Becker [Nienberge] [SPD]: Es geht jetzt so 
schnell, daß nicht alle rechtzeitig hier sein 
können!) 

— Ja, wir sind sehr schnell. Für den Fall, daß Herr 
Schöfberger während der Beantwortung der Fra- 


gen aus diesem Geschäftsbereich noch kommt, rufe (C) 
ich seine Fragen auf. 

Ich rufe jetzt zunächst einmal die Frage 60 des 
Abgeordneten Paterna auf: 

Wie hoch ist bei der Deutschen Bundespost der Anteil der 
einzelnen Sendungsarten des Briefdienstes am gesamten 
Sendungsaufkommen und an den Einnahmen, und wie 
schätzt die Deutsche Bundespost eine Substitution der Brief- 
nachfrage durch neue Telekommunikationsdienste mittel- 
und langfristig ein? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Rawe, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für das Post- und Fernmeldewesen: Herr Kollege 
Paterna, im Rechnungsjahr 1985 betrug der Anteil 
der einzelnen Sendungsarten des Briefdienstes am 
gesamten Sendungsaufkommen, bezogen auf einge- 
lieferte gebührenpflichtige Briefsendungen des 
Inlands: Briefe 53,2%, Massendrucksachen 21,1%, 
Drucksachen 8,5%, Briefdrucksachen 5,8%, Wurf- 
sendungen 5%, Postkarten 4,8%, Warensendungen 
1,2% und Büchersendungen 0,4%. 

Die entsprechenden Einnahmen verteilen sich 
wie folgt: Briefe 66,5%, Massendrucksachen 13,5%, 
Drucksachen 7,7%, Briefdrucksachen 6%, Postkar- 
ten 3,5%, Warensendungen 1,6%, Wurfsendungen 
0,8% und Büchersendungen 0,4%. 

Ausgeklammert sind die Sendungsarten Blinden- 
sendungen — Sie wissen: Diese sind gebührenfrei 
— und Päckchen, die ja nur benutzungsrechtlich 
den Sendungsarten des Briefdienstes zuzurechnen 
sind. (D) 

Die Nachfrage nach Briefdienstleistungen ist in 
den letzten zehn Jahren leicht angestiegen. Der 
Briefdienst wird auf längere Sicht teilweise durch 
neue Telekommunikationsleistungen, insbesondere 
durch Teletex und Bildschirmtext, substituiert wer- 
den. Ob diese Wirkung durch wachsende Kommuni- 
kationsbedürfnisse ausgeglichen wird, wagen wir 
jetzt noch nicht vorauszusagen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Pa- 
terna. 

Paterna (SPD): Herr Staatssekretär, es ist sicher 
schwierig, solche Substitutionswirkungen zu pro- 
gnostizieren. Aber darf ich Sie einmal fragen, nach 
welchen Kriterien Sie eigentlich neue Übertra- 
gungsdienste entweder dem P- oder dem F-Bereich 
zuordnen, beispielsweise den Telegrammdienst — 
das ist ja ein herkömmlicher Dienst, obwohl er sich 
in bezug auf die innerbetriebliche Übertragungs- 
form geändert hat — oder Tele-Box oder Mail-Box? 

Nach welchen Kriterien wird eingeteilt, ob es sich 
um einen Postdienst oder um einen Fernmelde- 
dienst handelt? 

Rawe, Pari. Staatssekretär: Wir nehmen die Ein- 
teilung an sich nach der bisherigen Organisations- 
form vor, wie sie sich in den technischen Bereichen 
ergeben hat Aber ich schließe nicht aus, daß sich 
das in der Zukunft auch einmal ändern kann, ge- 
rade bei den Substitutionsdiensten. 
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(A) Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 61 des 
Abgeordneten Paterna auf: 

Trifft es zu, daß entgegen offizieller Darstellung der Deut- 
schen Bundespost in Anzeigen verschiedener Tageszeitun- 
gen der Briefdienst im Jahre 1985 keine Kostendeckung er- 
reicht hat und daß für das laufende Jahr mit erheblichen wei- 
teren Verschlechterungen zu rechnen ist? 

Bitte schön, Herr Rawe. 

Rawe, Pari. Staatssekretär: Für das Rechnungs- 
jahr 1985 wird im Briefdienst eine Kostenunterdek- 
kung von 37,5 Millionen DM ausgewiesen. Der Ko- 
stendeckungsgrad erreicht damit 99,6%. Angesichts 
der bisher günstigen Entwicklung der Einnahmen 
für das Jahr 1986 wird mit erheblichen Verschlech- 
terungen nicht gerechnet. Eine genaue Voraussage 
— ich bitte um Nachsicht — kann ich Ihnen jetzt 
allerdings noch nicht geben, Herr Kollege. 

Vizepräsident Westphal: Keine Zusatzfrage. Dann 
rufe ich die Frage 58 des Abgeordneten Dr. SchÖf- 
berger, der inzwischen eingetroffen ist, auf: 

Trifft es zu, daß die Oberpostdirektion (OPD) Köln mit Ver- 
fügung 12-4 B 2740 vom 11. September 1986 die Einrichtung 
eines Spendenkontos der CDU zur Bundestagswahl 1987 
beim Postgiroamt Köln und den dazugehörigen Spendenauf- 
ruf allen Postämtern im OPD-Bezirk Köln mit der Bitte mit- 
geteilt hat, „den Inhalt dieser Verfügung umgehend dem An- 
nahmepersonal bekanntzugeben, damit Postkunden Aus- 
kunft erteilt werden kann“, sowie alle anderen Oberpostdi- 
rektionen (OPD) gebeten hat, ähnlich zu verfahren, worauf 
z. B. die OPD München mit Verfügung 18-2 B 2743 vom 
17. September 1986 ebenso gehandelt hat? 

Rawe, Pari. Staatssekretär: Herr Präsident, ich 

( B ) hoffe, daß der Kollege Schöfberger damit einver- 
standen ist, daß ich seine beiden Fragen 58 und 59 
wegen des Sachzusammenhangs gemeinsam beant- 
worte. 

Vizepräsident Westphal: Er ist einverstanden. 
Dann rufe ich auch die Frage 59 des Abgeordneten 
Dr. Schöfberger auf: 

Ist gewährleistet, daß die Spendenkonten aller zur Bundes- 
tagswahl 1987 kandidierenden Parteien auf diese Weise dem 
Annahmepersonal bekanntgegeben werden? 

Rawe, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Schöfberger, Postgirokonten, die von Organisatio- 
nen, vorwiegend aus dem humanitären Bereich, aus 
besonderen Anlässen eingerichtet werden, melden 
die Postgiroämter der zuständigen Oberpostdirek- 
tion. Bei überregionalem Interesse werden auch die 
anderen Oberpostdirektionen verständigt. Die 
Oberpostdirektionen veranlassen ohne Ansehen 
der Organisation die Unterrichtung der Annahme- 
stellen, damit die Schalterbeamten bei Anfragen 
von Postkunden Auskunft über die Nummer des 
Postgirokontos geben können. Entsprechend dieser 
Verfahrensweise wurde auch das Spendensonder- 
konto zur Bundestagswahl 1987 der CDU den Ober- 
postdirektionen und den Annahmestellen mitge- 
teilt. 

(Lambinus [SPD]: Aus humanitären Grün- 
den!) 

Spendensonderkonten der anderen zur Bundes- 
tagswahl 1987 kandidierenden Parteien werden auf 
gleiche Weise bekanntgegeben, wenn die Parteien 


dafür ein Postgirokonto einrichten oder ihrem Post- (C) 
giroamt benennen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Schöfberger zu ei- 
ner Zusatzfrage. 

Dr. Schöfberger (SPD): Es freut mich sehr, daß die 
CDU als humanitäre Einrichtung bezeichnet wird. 

(Paterna [SPD]: Als hilfsbedürftig!) 

Ich schließe daran die Frage an, was die Bundes- 
post tut, wenn etwa Parteien wie die DKP Postgiro- 
konten einrichten. Wird dann ebenso verfahren? Al- 
lerdings: Das ist nicht meine politische Sorge. 

Rawe, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Schöfberger, Sie werden die Liebenswürdigkeit ha- 
ben, mir nicht eine Antwort zu unterstellen, die ich 
nicht gegeben habe. Deswegen darf ich zunächst 
den Text wiederholen. Ich habe gesagt: Postgiro- 
konten, die vornehmlich von Organisationen aus 
dem humanitären Bereich . . . Dann habe ich weiter 
ausgeführt. 

Ich will Ihnen gern ein weiteres Beispiel nennen: 

Als Ihre Partei zur Wahl in Berlin ein solches Post- 
girokonto eingerichtet hatte, haben wir das natür- 
lich nach den gleichen Grundsätzen so bekanntge- 
geben. Und wenn Ihre Bundespartei das zur Bun- 
destagswahl 1987 tut, werden wir das selbstver- 
ständlich genauso handhaben. Und wenn eine an- 
dere Partei, die für den Deutschen Bundestag kan- 
didiert, das tut: Es gelten immer die gleichen Vor- 
schriften. p) 

Vizepräsident Westphal: Keine weitere Zusatzfra- 
ge. — Wir werden vermeiden, daß wir die Konto- 
nummern hier öffentlich bekanntgeben, Herr 
Staatssekretär. 

Ich rufe die Frage 62 des Abgeordneten Liedtke 
auf. — Der Abgeordnete ist nicht im Saal. Auch die 
Frage 63 ist vom Abgeordneten Liedtke einge- 
bracht. Seine Fragen werden entsprechend der Ge- 
schäftsordnung behandelt. 

Dann kommen wir zur Frage 64 des Abgeordne- 
ten Bernrath: 

Wie stellt sich bei der Deutschen Bundespost nach den 
neuesten Ergebnissen die Betriebsgüte im Briefdienst (E+ 1) 
getrennt nach Nah- und Fernverkehr dar, und welche Aussa- 
gen enthält der von Bundesminister Dr. Schwarz-Schilling 
angeforderte Sachstandsbericht zur Betriebsgütesituation 
(Briefdienst) im süddeutschen Raum? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Rawe, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Bern- 
rath, die jüngsten Ergebnisse der Laufzeitmessun- 
gen bei der Deutschen Bundespost bestätigen die 
generelle Aussage über eine bundesdurchschnitt- 
liche Laufzeitqualität von rund 90% bei den mit 
Postwertzeichen freigemachten Briefen, Postkarten 
und Briefdrucksachen. Das Bundespostministerium 
wird über den Dienstgütestand regelmäßig unter- 
richtet. 

Ein besonderer Sachstandsbericht zur Situation 
im süddeutschen Raum ist bislang nicht angefor- 
dert worden. 
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(A) Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Bern- 
rath. 

Bernrath (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie 
denn sagen, wie sich diese Betriebsgüte, also die 
Laufzeit, im Nah- und im Fernbereich unterschei- 
det? Bei der Beurteilung durch die Öffentlichkeit ist 
ja das Kriterium, daß der Nahbereich offensichtlich 
schwächer ist als der Fernbereich. 

Rawe, Pari. Staatssekretär: Nein, das ist eben 
nicht der Fall. Nach meiner Kenntnis ist es im Nah- 
bereich, jedenfalls im Ortsbereich, so, daß wir ei- 
nige Prozent besser liegen. 

Aber ich vermute — das vermute ich jetzt einfach 
einmal — , daß Sie mit Ihrer Anfrage bezüglich des 
süddeutschen Raums auch etwas auf den Raum 
München abgezielt haben. Da ist mir bekannt, daß 
wir im Ballungsgebiet München durch eine gewisse 
Entzerrung im Briefabgang tatsächlich eine we- 
sentliche Verbesserung erreicht haben. Sie wissen, 
wir haben dort ein neues Abgangsamt eingerichtet, 
und im Zusammenhang mit dem Bau des Flugha- 
fens werden wir ein weiteres Amt einrichten. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben eine weitere 
Zusatzfrage. Bitte schön. 

Bernrath (SPD): Herr Staatssekretär, Sie haben 
offensichtlich Schwierigkeiten, das der Kundschaft, 
also der Bevölkerung, klarzumachen. Denn es gibt 
ja ungeachtet dieser Veröffentlichungen immer 
wieder, vor allen Dingen auch in den Zeitschriften 

(B) der Industrie- und Handelskammern, die Behaup- 
tung, daß die Laufzeiten insbesondere im Nahver- 
kehr und auch in den Ballungsgebieten, also etwa 
Hamburg, München, länger sind, jedenfalls dann, 
wenn ländliche Bereiche erreicht werden müssen. 
Sind Sie — unter Beachtung dieser Kritik — bereit, 
das noch einmal zu untersuchen, unter Umständen 
mit dem Ziel, diese Laufzeiten an kritischen Tagen, 
Donnerstagen und Freitagen, also an Tagen, an de- 
nen sowohl noch privat als auch geschäftlich dispo- 
niert wird, dadurch zu verkürzen, daß Sie zweite 
Zustellungen einführen? 

Rawe, Pari. Staatssekretär: Also, Herr Kollege 
Bernrath, wir sind selbstverständlich immer bereit, 
Anregungen zu überprüfen. Aber so, wie Sie es dar- 
stellen, ist es ja nicht. Wir können sehr wohl klar- 
machen, daß wir mit unseren Laufzeiten eine 
Dienstgüte erreichen, die in der Welt mit vorbildlich 
ist. Ich leugne gar nicht, daß von vielen Institutio- 
nen immer wieder gern versucht wird, den Gegen- 
nachweis zu führen. Nur kann ich dazu sagen: Die 
dienen wenig dazu, dem Ansehen dieses Unterneh- 
mens und dessen Mitarbeitern zu helfen. Ich muß 
das gelegentlich in aller Deutlichkeit zurückweisen. 
Denn diese Dienstgüte ist so geprüft. Sie liegt im 
Ortsverkehr über 90% und im Fernverkehr knapp 
unter 90%. Ich denke, das ist eine ganz gute Sache. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Pa- 
terna. 

Paterna (SPD): Herr Staatssekretär, könnte es 
nicht sein, daß das Monitum des Kollegen Bernrath 


auf den Einsatz der Briefverteilanlagen zurückzu- (C) 
führen ist, die ja in mehreren Durchgängen sortie- 
ren, so daß es z. B. passieren kann, daß ein Brief von 
Füssen nach Hamburg über die automatische Brief- 
verteilanlage in Kempten durchaus mit E -I- 1 beför- 
dert wird, aber ein Brief von Füssen nach Oberst- 
dorf, der im vierten Verteilgang der BVA sortiert 
wird, eben nicht am nächsten Tag da ist und genau 
dies zu der Irritation in der Bevölkerung führt? 

Rawe, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Paterna, 
wir sind, wie Sie wissen, wenn bestimmte Laufver- 
bindungen beanstandet worden sind, denen bislang 
immer nachgegangen. Wenn Sie eine konkrete An- 
regung haben, bin ich selbstverständlich bereit, die- 
sen Vorgang zu überprüfen. Das ist selbstverständ- 
lich. 

Aber allgemein den Schluß daraus zu ziehen, daß 
durch den Einsatz von Briefverteilanlagen Laufzeit- 
verzögerungen eintreten, ist falsch. 

Vizepräsident Westphal: Jetzt kommen wir zur 
Frage 65 des Abgeordneten Bernrath: 

Mit welchen v.-H.-Sätzen werden die Betriebsgütevorga- 
ben für Eilsendungen und Telegramme erreicht, getrennt 
nach städtischen und ländlichen Räumen und speziell an Wo- 
chenenden? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Rawe, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Bern- 
rath, nach dem Ergebnis statistischer Erhebungen 
erreichen etwa 98% der Brief Sendungen mit Eilzu- 
stellung den Empfänger am Tag nach der Einliefe- (d) 
rung. Weitergehende Daten zur Dienstqualität bei 
der Beförderung dieser Sendungen in städtische 
oder ländliche Räume oder für die Dienstabwick- 
lung an Wochenenden liegen mir leider nicht vor. 
Prozentsätze zur Erfüllung der Dienstgütevorgaben 
für Telegramme stehen mir leider auch nicht zur 
Verfügung. Die Deutsche Bundespost hat aber Un- 
tersuchungen zur Feststellung der Dienstqualität 
im Telegrammdienst insbesondere an den Wochen- 
enden eingeleitet. Ich gehe davon aus, daß wir Ih- 
nen diese Ergebnisse Anfang 1987 mitteilen kön- 
nen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Bernrath, Zusatz- 
frage. 

Bernrath (SPD): Herr Staatssekretär, vielen Dank 
für diesen Hinweis. Ich gehe davon aus, daß wir 
dann eine Information bekommen. 

Ich hätte in diesem Zusammenhang die Bitte, daß 
Sie dabei auch prüfen, in welchem Umfang Tele- 
gramme unter Beachtung dieser Vorgaben 

Vizepräsident Westphal: Herr Kollege Bernrath, es 
ist hier nicht die Stelle für Bitten, es ist hier die 
Stelle für Fragen. 

Bernrath (SPD): Ich stelle die Frage: Werden Sie 
dabei auch unterscheiden nach Telegrammen, die 
als Telegramm in Papierform ausgehändigt werden, 
und nach Telegrammen, die per Telefon übermittelt 
werden? 
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Rawe, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Bern- 
rath, ich betrachte das als eine wertvolle Anregung. 
Ich denke, wir werden uns nachher darüber austau- 
schen. 

(Bernrath [SPD]: Honorar nehme ich ent- 
gegen!) 

Vizepräsident Westphal: Jetzt gibt es noch eine 
Zusatzfrage von Herrn Paterna, bitte schön. 

Paterna (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie 
bei dieser Gelegenheit berichten, was mit dem post- 
internen neuen System zur Übertragung von Tele- 
grammen eigentlich ist? Ich glaube, TDS heißt das; 
ich habe das jetzt nicht genau im Kopf. Da gibt es 
eine Bestellung bei der Industrie, die nun schon seit 
Jahren nicht funktioniert und wo der Inbetriebnah- 
metermin halbjahresweise hinausgeschoben wird. 

Rawe, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Paterna, 
diese Frage steht nicht im Zusammenhang mit der 
Ursprungsfrage. 

(Paterna [SPD]: Doch!) 

— Nein. Aber ich will mich darauf nicht zurückzie- 
hen, sondern Ihnen lieber anbieten, daß wir nach- 
her mit Herrn Dr. Laue, der als der zuständige Ab- 


teilungsleiter dafür verantwortlich ist, die genauen 
Daten austauschen. 


Vizepräsident Westphal: Herr Dr. Laue sitzt so- 
wieso schon sehr weit vorne, wenn ich das richtig 
sehe. 

(Pari. Staatssekretär Rawe: Das ist kor- 
rekt!) 

— Nur nicht nach unseren Regeln. 

Meine Damen und Herren, die Fragen 66 und 67 
des Abgeordneten Berschkeit sowie die Fragen 68 
und 69 des Abgeordneten Kretkowski können nicht 
beantwortet werden, weil die Herren nicht im Saal 
sind. Wir müssen sie also entsprechend der Ge- 
schäftsordnung behandeln. 

Damit sind wir für heute am Ende der Fragestun- 
de. Ich kann Ihnen mitteilen, daß wir für die mor- 
gige Fragestunde nur noch neun Fragen haben, so 
daß wir schneller als sonst damit fertig werden. Die 
Geschäftsführer in den Fraktionen sind sich einig, 
daß wir morgen um 15 Uhr mit der normalen Tages- 
ordnung fortfahren. 

Ich schließe die Sitzung. 

(Schluß der Sitzung: 14.05 Uhr) 
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(A) 


Anlagen zum Stenographischen Bericht (Q 


Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 


Abgeordnete(r) entschuldigt bis einschließlich 

Dr. Barzel 1. 10. 

Bastian 3. 10. 

Böhm (Melsungen) ## 3. 10. 

Büchner (Speyer) * 3. 10. 

Frau Fuchs (Verl) 3. 10. 

Dr. Götz 3. 10. 

Haar 2. 10. 

Haase (Fürth) 1. 10. 

Dr. Häfele 3. 10. 

Handlos 3. 10. 

Hanz (Dahlen) 3. 10. 

Hauff 2. 10. 

Heimann 2. 10. 

Jungmann 3. 10. 

Kalisch ' 1. 10. 

Klose 2. 10. 

Dr. Köhler (Duisburg) 3. 10. 

Dr.-Ing. Laermann 3. 10. 

Michels 1. 10. 

Mischnick 1. 10. 

Müller (Düsseldorf) 2. 10. 

Dr. Müller * 3. 10. 

Nagel 3. 10. 

Rapp (Göppingen) 2. 10. 

Dr. Riedl (München) 3. 10. 

Roth (Gießen) 1. 10. 

( B ) Schäfer (Offenburg) 3. 10. 

Scharrenbroich 1. 10. 

Schmidt (Hamburg) 3. 10. 

Schmidt (Hamburg-Neustadt) 2. 10. 

Schmidt (München) ** 3. 10. 

Schmidt (Wattenscheid) 3. 10. 

von Schmude 1. 10. 

Schreiber 1. 10. 

Schulte (Menden) 3. 10. 

Dr. Frhr. Spies von Büllesheim *** 3. 10. 

Dr. Stoltenberg 2. 10. 

Tietjen 3. 10. 

Vogt (Düren) 3. 10. 

Dr. von Wartenberg 2. 10. 

Werner (Dierstorf) 3. 10. 

Wissmann 3. 10. 

Dr. Wulff * ## 3. 10. 

Frau Zeitler 3. 10. 


* für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Ver- 
sammlung des Europarats 

** für die Teilnahme an Sitzungen der Westeuropäischen Union 
** für die Teilnahme an der 76. Jahreskonferenz der Interparla- 
mentarischen Union 


Anlage 2 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Spranger auf die Frage 
des Abgeordneten Stiegler (SPD) (Drucksache 
10/6076 Frage 13): 


Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, die Autoradio- 
hersteller bzw. Autoradiohändler zu verpflichten, Autoradios 
mit einer dauerhaften Seriennummer auszustatten, um die 
Aufklärung der zunehmenden Autoradiodiebstähle zu er- 
leichtern, und zu welchem Ergebnis haben die Gespräche 
zwischen den beteiligten Wirtschaftskreisen und der Bundes- 
regierung bzw. den Landesregierungen bisher geführt? 

Die Bundesregierung nimmt die starke Zunahme 
der Fälle von Diebstahl aus Kraftfahrzeugen — der- 
zeit etwa ein Siebtel aller Straftaten — sehr ernst 
In der Mehrzahl dieser Diebstahlsfälle, die vor al- 
lem von Jugendlichen verübt werden, werden Auto- 
radios gestohlen. Die Polizeien von Bund und Län- 
dern haben deshalb eine Kommission eingesetzt, 
die in Zusammenarbeit mit der Kfz-Industrie und 
den Kfz-Versicherern insbesondere Möglichkeiten 
der Sicherung der Kraftfahrzeuge gegen Diebstahl 
erarbeiten soll. Da es der Polizei nahezu unmöglich 
ist, sichergestellte Autoradios ohne Kennzeichnung 
einer bestimmten Straftat zuzuordnen und damit 
den Tatverdächtigen zu überführen, haben jüngst 
auch Gespräche mit den Autoradioherstellern statt- 
gefunden. Die führenden Autoradiohersteller haben 
inzwischen ihre Bereitschaft erklärt, künftig Auto- 
radios mit einer unveränderbaren Kennzeichnung 
zu versehen. Die Bundesregierung gibt deshalb ih- 
rer Hoffnung Ausdruck, daß sich weitere Hersteller 
anschließen und die vereinbarte Maßnahme dazu 
beiträgt, daß diese Diebstahlsfälle zurückgehen. 


Anlage 3 


Antwort 


(D) 


des Pari. Staatssekretärs Erhard auf die Fragen des 
Abgeordneten Bachmaier (SPD) (Drucksache 10/ 
6076 Fragen 16 und 17): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Bewertung der 
Hausfrauenarbeit durch die höchstrichterliche Rechtspre- 
chung, wie sie sich aus einer äußerst restriktiven Auslegung 
des § 844 Abs. 2 BGB entwickelt hat, und teilt die Bundesre- 
gierung die weit verbreiteten Bedenken, daß diese Bewer- 
tung der Hausfrauenarbeit auch unter dem Gesichtspunkt 
des Artikels 3 Abs. 2 GG in hohem Maße unbefriedigend ist? 

Hält es die Bundesregierung für möglich, durch gesetzge- 
berische Maßnahmen, etwa Festlegung von Regelpauschalen 
für typische Fallgruppen, darauf hinzuwirken, daß auch in 
diesem Bereich die Gleichberechtigung der Frau durchge- 
setzt wird und daß bei der Bewertung der Dienste der Haus- 
frau realistische Maßstäbe zugrunde gelegt werden? 


Zu Frage 16: 

Es ist nicht Aufgabe der Bundesregierung, 
höchstrichterliche Rechtsprechung — sei es billi- 
gend, sei es kritisch — zu bewerten; die Gerichte 
sind nach unserer verfassungsmäßigen Ordnung 
unabhängig. Gleichwohl folgender Hinweis: 

Der Bundesgerichtshof ist stets davon ausgegan- 
gen, daß dem Ehemann und den Kindern einer 
Frau, deren Tod oder Verletzung durch einen haft- 
pflichtigen Dritten verursacht worden ist, ein An- 
spruch auf vollen Ersatz der ihnen entgehenden 
persönlichen Unterhaltsleistungen zusteht. Da- 
durch sollen die Angehörigen in den Stand gesetzt 
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(A) werden, sich gleichwertige Unterhalts- und Betreu- 
ungsdienste zu verschaffen, ohne sich Einschrän- 
kungen aufzuerlegen. Die Schwierigkeiten liegen 
allein in der Bewertung des konkreten Unterhalts- 
schadens. Die Praxis orientiert sich dabei an den 
Kosten für eine vergleichbare Ersatzkraft, wobei 
aber durchaus Differenzierungen vorgesehen wer- 
den, beispielsweise nach Art und Größe des Haus- 
halts, Zahl und Alter der Kinder, Mitwirkung des 
Ehepartners oder der Kinder bei der Haushaltsfüh- 
rung, etwa wenn die Mutter selbst berufstätig war. 
Das kann dazu führen, daß — für sich allein be- 
trachtet — in Einzelfällen relativ niedrige Beträge 
zugesprochen worden sind. Das hat aber, wie be- 
merkt, seinen Grund nicht in den Unzulänglichkei- 
ten des geltenden Rechts, sondern in den Schwie- 
rigkeiten der Bewertung. Dies rechtfertigt meines 
Erachtens das Urteil, daß die Auslegung von § 844 
Abs. 2 BGB äußerst restriktiv gehandhabt wird, 
wenngleich dieser Eindruck sich oft aufdrängt. Arti- 
kel 3 Abs. 2 GG ist meines Erachtens nicht berührt, 
da geschlechtsspezifische Merkmale bei der Bewer- 
tung keine Rolle spielen, d. h. im Falle der Tötung 
oder Verletzung des „Hausmannes“ keine anderen 
Kriterien zugrunde zu legen wären. 

Im Hinblick auf die Kritik — insbesondere an der 
Berechnungsweise in Einzelfällen — wird die Bun- 
desregierung jedoch Maßnahmen mit dem Ziel er- 
greifen, auf diesem Gebiet mehr Transparenz zu 
erreichen. Sie wird deshalb die Möglichkeit einer 
rechtstatsächlichen Untersuchung prüfen. Zweck 
einer solchen Untersuchung soll es sein, eine objek- 

(B) tive Bewertung der Ergebnisse der Rechtsprechung 
im Verhältnis zu den tatsächlichen Bedürfnissen in 
den von dem Verlust einer Mutter/Hausfrau oder 
eines Vaters/Hausmanns betroffenen Familien zu 
ermöglichen. 

Zu Frage 17: 

Regelpauschalen wären im Schadenersatzrecht 
ein Novum. In aller Regel dürften sich die Fälle 
wegen ihrer Verschiedenartigkeit einer genaueren 
gesetzlichen Regelung entziehen und werden daher 
im Rahmen der durch Gesetz gezogenen Grenzen 
dem pflichtgemäßen Ermessen der unabhängigen 
Gerichte überlassen bleiben müssen. Weiterge- 
hende Erkenntnisse im Hinblick auf etwaige Maß- 
nahmen könnten sich aber nach dem Abschluß der 
zuvor erwähnten Prüfung bzw. rechtstatsächlichen 
Untersuchung ergeben. 

Vielleicht bieten anerkannte Regelungen des Un- 
terhaltsrechtes vergleichbare Maßstäbe. 


Anlage 4 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Erhard auf die Fragen des 
Abgeordneten Antretter (SPD) (Drucksache 10/6076 
Fragen 18 und 19): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß in der höchstrichter- 
lichen Rechtsprechung bei der Berechnung des Schadenser- 
satzes für den Ausfall einer getöteten Hausfrau im Haushalt 
nach § 844 Abs. 2 BGB der Unterhaltsausfall (von wenigen 


Ausnahmen abgesehen) äußerst gering angesetzt wird, wobei (C) 
als Maßstab für die Bewertung der Haushaltsarbeit Löhne 
oder Unterhaltssätze aus den niedrigsten Einkommensberei- 
chen zugrunde gelegt werden, nämlich für den kinderlosen 
Witwer der Lohn einer Zugehfrau (Raumpflegerin), für das 
unentgeltlich versorgte Kind das Pflegegeld der Jugendäm- 
ter, für den Witwer, der mit Hilfe Dritter mit den Kindern 
den Haushalt führt, durch zahlreiche Abschläge der auf die 
Hälfte reduzierte Lohn einer Hauspflegerin (sogenannter be- 
reinigter Tariflohn) bzw. die sogenannte angemessene Ent- 
schädigung, die nach unten durch den Lohn einer Zugehfrau 
und das Pflegegeld und nach oben durch den sogenannten 
bereinigten Tariflohn begrenzt wird, und gedenkt die Bun- 
desregierung daraus gesetzgeberische Folgerungen zu zie- 
hen? 

Ist der Bundesregierung darüber hinaus bekannt, daß die 
so gefundenen Schadensersatzbeträge durch hohe Abzüge, 
wie z. B. die ersparten Aufwendungen für die getötete Ehe- 
frau, bei geringem Einkommen des Witwers so gekürzt wer- 
den, daß als Schadensersatz letztlich für den kinderlosen 
Witwer ein Betrag von 200 DM monatlich, für das unentgelt- 
lich versorgte Kind ein Betrag von etwa 560 DM monatlich 
und 300 DM nach Abzug der Waisenrente, für den Witwer, 
der mit den Kindern den Haushalt fortführt ein Betrag von 
ca. 265 DM bzw. von netto je 400 DM und nach Abzug der 
Waisenrente 150 DM für die Kinder monatlich verbleibt, und 
gedenkt die Bundesregierung daraus gesetzgeberische Fol- 
gerungen zu ziehen? 

Der Bundesregierung ist die in den Fragen ange- 
sprochene Problematik bekannt Ich darf auf meine 
vorherigen Antworten zu dem Fragenkomplex des 
Kollegen Bachmaier verweisen und bemerken: 

Nach § 844 Abs. 2 BGB hat der ersatzpflichtige 
Schädiger denjenigen Hinterbliebenen vollen Scha- 
denersatz zu leisten, die einen gesetzlichen Unter- 
haltsanspruch gegen das Opfer hatten oder in Zu- 
kunft haben würden. (D) 

Die abstrakte Rechtslage entspricht den Interes- 
sen der Hinterbliebenen. 

Die eigentlichen Probleme liegen in der Bewer- 
tung des konkreten Unterhaltsschadens. Die Praxis 
kommt dabei zu Beträgen, wie sie in der Frage 
angegeben werden. 

Eine Reduzierung des Ersatzanspruches im Zu- 
sammenhang damit, daß bestimmte Aufwendungen 
als Folge des Todes der Ehefrau künftig nicht mehr 
entstehen, kann eintreten. Aus dem Grundsatz des 
Vorteilsausgleichs kann das folgen. 

Dies dürfte durch die konkreten Umstände des 
Einzelfalls bedingt sein. Wie ich bereits erwähnt 
habe, scheint der Problembereich jedoch größere 
Transparenz zu benötigen. Es sind von Betroffenen 
schon beachtliche Erfolge in dieser Richtung erzielt 
worden. Die Rechtsprechung hat sich deutlich be- 
wegt. Gerade die Kritik an die Berechnungsweise 
im Einzelfall ist für uns Anlaß, eine detaillierte Auf- 
zeichnung und Untersuchung der Rechtsprechung 
in die Wege zu leiten. 


Anlage 5 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Frage des 
Abgeordneten Stiegler (SPD) (Drucksache 10/6076 
Frage 23): 
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(A) Gibt es Erhebungen über die durchschnittliche Gewinnsi- 

tuation (Vor-Steuern) der kleineren und mittleren Unterneh- 
men, des Handels, Gewerbes, Handwerks und der Selbständi- 
gen, und welche Ergebnisse hatten diese Erhebungen? 


Anhaltspunkte über die Gewinnsituation von Un- 
ternehmen in der Unterscheidung nach Größen- 
klassen und Wirtschaftsbereichen gibt eine für 1983 
vorgenommene Sonderauswertung der Deutschen 
Bundesbank auf Grundlage der jährlichen Unter- 
nehmensbilanzstatistik. Hier werden Ergebnisse 
für Unternehmen mit einem Jahresumsatz von we- 
niger als 25 Millionen DM ausgewiesen. Für diese 
Unternehmen betrug der Jahresüberschuß vor 
Steuern 3,6% der Gesamtleistung, und zwar 

— für das Verarbeitende Gewerbe 4,0 % 

— für das Baugewerbe 2,9 % 

— für den Großhandel 2,8% 

— und für den Einzelhandel 3,5%. 

Gesonderte Ergebnisse für das Handwerk und 
die Selbständigen liegen der Bundesregierung nicht 
vor. Im übrigen sind aus dem Bereich der amtlichen 
Statistik keine Daten verfügbar, die Aufschlüsse 
über die Gewinnsituation von Unternehmen nach 
Größenklassen vermitteln. 


Anlage 6 

Antwort 

(B) des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Lammert (CDU/CSU) (Druck- 
sache 10/6076 Fragen 26 und 27): 

Unterstützt die Bundesregierung die Absicht der Kommis- 
sion der Europäischen Gemeinschaft, den europäischen 
Stahlmarkt Schritt für Schritt zu liberalisieren und das 1981 
eingeführte Quotenregime bis 1988 vollständig aufzugeben? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Notwendigkeit und 
die Chancen einer Vereinbarung über die Fortsetzung der 
Übergangsregelung für Stahlquoten auf dem EG-Markt auf 
dem Hintergrund der gegenwärtigen Rechtslage, daß an- 
dernfalls Ende dieses Jahres die gesamte noch dem Quoten- 
system unterliegende Palette der Stahlprodukte freigegeben 
würde? 


Zu Frage 26: 

Die Bundesregierung unterstützt grundsätzlich 
das Ziel der Kommission der EG, den EG-Stahl- 
markt schrittweise zu liberalisieren und das Pro- 
duktionsquotensystem ab 1988 zu beenden. Dies 
entspricht dem Beschluß des Ministerrats vom 
29. Oktober 1985, den die Bundesregierung nach wie 
vor mitträgt. 

Zu Frage 27: 

Die Stahlquotenregelung der EG gilt — wie in der 
Antwort auf die Anfrage Nr. 64 des Abgeordneten 
bereits dargelegt — nach dem Ministerratsbeschluß 
vom 29. Oktober 1985 bis Ende 1987. Deshalb stellt 
sich derzeit nur die Frage, ob im Rahmen des beste- 
henden Systems weitere Produkte aus dem Quoten- 
system entlassen werden, nicht aber die Frage, ob 
die Regelung 1987 fortgesetzt wird. 


Anlage 7 (C) 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Frage 
des Abgeordneten Hinsken (CDU/CSU) (Druck- 
sache 10/6076 Frage 43): 

Besteht nach Meinung der Bundesregierung ein Zusam- 
menhang zwischen den Behinderungen des internationalen 
Warenverkehrs durch ungarische Zoll- bzw. Polizeibeamte an 
der Grenzzollstelle in Hegyeshalom, wo deutsche Fahrer an 
der Ein- bzw. Ausreise gehindert werden, und der Anfang 
1986 durch die Ungarn eingeführten Ausnahmeregelung für 
die überaus hohen Gebühren für Lastkraftwagen-Überladun- 
gen, und welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung 
zu ergreifen, um wirksam Abhilfe zu schaffen? 

Der Bundesregierung sind keine Anfang 1986 ein- 
geführten Ausnahmeregelungen der ungarischen 
Volksrepublik bekannt, die den Straßengüterver- 
kehr betreffen. 

Nach den der Bundesregierung vorliegenden In- 
formationen wird Fahrzeugen die Ein- bzw. Aus- 
reise aus Ungarn verwehrt, wenn wegen Überla- 
dung verhängte Bußgelder in Ungarn nicht gezahlt 
worden sind. 

Da die Höhe der Bußgelder wegen Überladung 
sowohl von der in Ungarn zurückgelegten Strecke 
als auch vom Ausmaß der Überladung abhängt, 
können die Bußgelder erheblich höher sein als in 
der Bundesrepublik Deutschland. In einigen Ex- 
tremfällen ist es dem Bundesminister für Verkehr 
jedoch gelungen, eine Herabsetzung der verhäng- 
ten Bußgelder auf 10% des ursprünglichen Betrages 
zu erreichen. 

Es ist dringend anzuraten, die in Ungarn gelten- ^ 
den höchstzulässigen Gewichte und Achslasten ein- 
zuhalten. Sollte dennoch eine Überschreitung der 
höchstzulässigen Werte erfolgen, erteilen die zu- 
ständigen ungarischen Behörden auf Antrag eine 
Ausnahmegenehmigung. 


Anlage 8 


Antwort 


des Pari. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Frage 
des Abgeordneten Gansei (SPD) (Drucksache 
10/6076 Frage 50): 

Aus welchen Gründen beabsichtigt die Bundesregierung, 
die sogenannte Befahrensabgabe für Schiffe, die den Nord- 
Ostsee- Kanal befahren, um 6 v. H. zu erhöhen, und wie beur- 
teilt die Bundesregierung die Wirkung dieser Gebührenerhö- 
hung in Anbetracht der Tatsache, daß der Schiffsverkehr im 
Nord-Ostsee-Kanal erheblich zurückgegangen ist? 


Die Anhebung der Befahrungsabgaben auf dem 
Nord-Ostsee-Kanal zum 1. Januar 1987 ist nötig, um 
ein weiteres Absinken des unzureichenden Ausga- 
bendeckungsgrades dieser Wasserstraße zu verhin- 
dern. 

Die jetzt erkennbaren Verkehrsverluste treten 
auf nach Rekordergebnissen in den Jahren 1984 
und 1985. Sie beruhen größtenteils auf einer sehr 
schleppenden Befrachtungstätigkeit; im 1. Halbjahr 
1986 z. B. kamen allein 28,9% weniger Getreide auf. 
Die gegenwärtigen Seefrachtenmärkte und Bun- 
kerölpreise lassen kurzfristig eine grundlegende 
Änderung der Verkehrssituation nicht erwarten. 
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(A) Die geplante Anhebung ist maßvoll vor allem an- 
gesichts des Umstandes, daß die letzte Erhöhung 
zum 1. Januar 1984 erfolgte. Die Bundesregierung 
ist der Auffassung, daß sie beim gegenwärtigen 
Verkehrswert des Kanals verkraftet werden kann. 


Anlage 9 


Antwort 


des Pari. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
der Abgeordneten Frau Traupe (SPD) (Drucksache 
10/6076 Fragen 51 und 52): 

Ist die Bundesregierung bereit, zur Erhöhung der Sicher- 
heit der Bevölkerung im Umkreis um das Kernkraftwerk 
Grohnde die bereits stillgelegte und unterbrochene Bundes- 
bahnlinie Hameln-Barntrup zu reaktivieren? 

Was hält die Bundesregierung von den Plänen der Deut- 
schen Bundesbahn, die Bundesbahnlinien Löhne-Hameln- 
Elze und Hameln-Altenbeken auf Eingleisigkeit umzustel- 
len, obwohl dadurch Transportwege verlorengehen, die bei 
einer Krise um das Kernkraftwerk Grohnde benötigt wür- 
den? 


Zu Frage 51: 

Den Genehmigungen des Bundesministers für 
Verkehr zur Einstellung des Reisezugbetriebes der 
Teilstrecke Lemgo-Hameln am 18. Dezember 1979 
sowie zur Einstellung des Gesamtbetriebes der Teil- 
strecke Kleinberkel-Hameln am 1. März 1983 sind 
Verfahren nach dem Bundesbahngesetz vorausge- 
gangen, in deren Rahmen u. a. auch die Belange des 
(B) Katastrophenschutzes geprüft wurden. Für diese 
Strecke sind keine Transporte ausgewiesen. Eine 
Reaktivierung ist nicht vorgesehen. 

Zu Frage 52: 

Einer Umstellung vom zweigleisigen zum einglei- 
sigen Betrieb geht im jeweiligen Einzelfall ein Ver- 
fahren nach dem Bundesbahngesetz voraus, in das 
alle Belange, so auch die des Katastrophenschutzes, 
einfließen. 

Transportwege gehen nicht verloren, da die 
Strecken mit ausreichender Leistungsreserve er- 
halten bleiben. Für die Strecke Löhne-Elze beträgt 
diese Leistungsreserve selbst bei Eingleisigkeit 
noch 15% und kann durch Aufhebung der nächtli- 
chen Betriebsruhe noch erhöht werden. 

Für die Strecke Hameln-Altenbeken ist kein Ver- 
fahren eingeleitet. 


Anlage 10 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Wagner auf die Frage der 
Abgeordneten Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD) 
(Drucksache 10/6076 Frage 53): 

In welcher Weise wird die Bundesregierung dafür Sorge 
tragen, daß bei der Verfütterung von radioaktiv belastetem 
Heu sowie Molke die Bestimmungen der Strahlenschutzver- 
ordnung sowie des Futtermittelgesetzes eingehalten werden, 
und hält es die Bundesregierung für angebracht, stark bela- 
stetes Futter mit weniger belastetem zu mischen, obwohl das 


Futter in diesem Falle weiterhin Becquerel-Werte aufweist, (C) 
die weit über den zulässigen Werten der Strahlenschutzver- 
ordnung liegen? 


Die Grenzwerte der Strahlenschutzverordnung 
zum anzeige- und genehmigungsfreien Umgang mit 
sonstigen radioaktiven Stoffen finden auf die groß- 
flächige unfallbedingte Kontamination durch den 
Reaktorunfall in Tschernobyl keine Anwendung. 
Dies gilt auch für Futtermittel. Ergänzend wird 
hierzu auf die Antwort der Bundesregierung vom 
11. September 1986 auf die Kleine Anfrage des Ab- 
geordneten Helmut Werner (Dierstorf) und der 
Fraktion DIE GRÜNEN vom 15. August 1986 ver- 
wiesen. 


Die Strahlenschutzkommission hat in ihrer Sit- 
zung vom 25. September 1986 die in großer Zahl vor- 
liegenden Kontaminationsmeßwerte an Cäsium 
(Cäsium 134 und Cäsium 137) in den als Winterfut- 
ter vorgesehenen Futtermitteln beurteilt. Für einige 
Regionen Südbayerns und Süd-Baden- Württem- 
bergs wird eine Strahlendosis der Bevölkerung zwi- 
schen 5 und ISMillirem durch Fleisch und Milch- 
verzehr erwartet. Diese zu erwartenden Strahlendo- 
sen sind klein im Vergleich zur Schwankungsbreite 
der natürlichen Strahlenexposition von 100 bis 
400 Millirem pro Jahr. Die Strahlenschutzkommis- 
sion sieht diese zusätzliche Strahlenexposition als 
für die Gesundheit unerheblich an. Diese Werte 
sind auch niedriger als ursprünglich von ihr abge- 
schätzt. Für das übrige Bundesgebiet ist mit weni- 
ger als einem Drittel dieser Werte zu rechnen. Die 
Bundesregierung schließt sich dieser Beurteilung 
an. Darüber hinaus hat die Strahlenschutzkommis- 
sion empfohlen, daß in den höher belasteten Gebie- 
ten Süddeutschlands, auch bei den niedrigen Dosis- 
werten, die vorhandenen einfachen Möglichkeiten 
zur weiteren Reduktion der Kontamination von 
Nahrungsmitteln nicht ungeprüft bleiben sollten. 
So sollten beispielsweise regional und betrieblich 
geeignete Fütterungs- und Verwertungsmaßnah- 
men auf ihre praktische Durchführbarkeit geprüft 
werden. Die Bundesregierung ist der Auffassung, 
daß durch diese Maßnahmen die an sich schon ge- 
ringe Strahlenexposition durch die Winterfütterung 
noch weiter gesenkt werden kann. Selbstverständ- 
lich werden Milch und Fleisch auch weiterhin regel- 
mäßig auf ihre Kontamination an radioaktivem Cä- 
sium überwacht. 


(D) 


Anlage 11 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Wagner auf die Fragen des 
Abgeordneten Kißlinger (SPD) (Drucksache 10/6076 
Fragen 56 und 57): 

Was hält die Bundesregierung von der Empfehlung des 
bayerischen Landwirtschaftsministers Eisenmann, die bay- 
erischen Bauern sollen den mit radioaktivem Cäsium hoch 
belasteten ersten Heuschnitt vom Mai des Jahres nicht an 
Milchkühe verfüttern, und was kann die Bundesregierung 
den Bauern empfehlen, die nur über Milchvieh verfügen? 

Welche Untersuchungen liegen der Bundesregierung über 
das Verhalten radioaktiven Cäsiums in Milch und Fleisch 
vor, die ein Verfüttern von hochbelastetem Heu, also das Ein- 
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bringen in die menschliche Nahrungskette rechtfertigen, und 
wie beurteilt die Bundesregierung die langfristige Gesamtge- 
fährdung der Bevölkerung durch radioaktives Cäsium aus 
der Nahrungskette? 

Die Strahlenschutzkommission hat in ihrer Sit- 
zung am 25. September 1986 die in großer Zahl vor- 
liegenden Kontaminations-Meßwerte von Cäsium 
(Cäsium 134 und Cäsium 137) in den als Winterfut- 
ter vorgesehenen Futtermitteln (insbesondere Heu 
und Grassilage vom ersten Schnitt) beurteilt Die 
Prüfung der infolgedessen abzusehenden Kontami- 
nation von Milch und Fleisch und die daraus resul- 
tierende Strahlenexposition hat folgenden Sachver- 
halt ergeben: 

Für den Fall, daß keinerlei Maßnahmen zur Re- 
duktion der Radioaktivitätszufuhr über die Futter- 
mittel durchgeführt werden, ist in den höher konta- 
minierten Gebieten Süddeutschlands im Bevölke- 
rungsmittel mit resultierenden Werten der Ganz- 
körperdosis zwischen 5 und 15 Millirem durch 
Fleisch- und Milchverzehr in diesem Winter zu 
rechnen. Zur Abschätzung wurden die langjährig 
übliche Futterzusammensetzung und die normalen 
Verzehrsgewohnheiten von Erwachsenen und 
Kleinkindern zugrunde gelegt. Diese zu erwarten- 
den Dosen sind klein im Vergleich zur Schwan- 
kungsbreite der natürlichen Strahlenexposition des 
Menschen in der Bundesrepublik Deutschland, die 
zwischen etwa 100 und 400 Millirem pro Jahr liegt. 
Die Strahlenschutzkommission sieht diese zusätzli- 
che Strahlenexposition, die im übrigen auch niedri- 


ger ist, als ursprünglich von ihr abgeschätzt wurde, (C) 
als für die Gesundheit unerheblich an. Für das üb- 
rige Bundesgebiet ist mit weniger als einem Drittel 
dieser Werte zu rechnen. 

Die Bundesregierung schließt sich dieser Beurtei- 
lung an. 

Darüber hinaus hat die Strahlenschutzkommis- 
sion empfohlen, daß in den höher belasteten Gebie- 
ten Süddeutschlands, auch bei den niedrigen Dosis- 
werten, die vorhandenen einfachen Möglichkeiten 
zur weiteren Reduktion der Kontamination von 
Nahrungsmitteln nicht ungeprüft bleiben sollten. 

So sollten beispielsweise regional und betrieblich 
geeignete Fütterungs- und Verwertungsmaßnah- 
men auf ihre praktische Durchführbarkeit geprüft 
werden. Die Bundesregierung ist der Auffassung, 
daß durch solche Maßnahmen die an sich schon 
geringe Strahlenexposition durch die Winterfütte- 
rung noch weiter gesenkt werden kann. 

Die Abschätzungen über die Strahlenexposition 
der Bevölkerung durch radioaktives Cäsium aus 
dem Kernreaktorunfall in Tschernobyl und die bis- 
her erfolgten Messungen geben keinerlei Anlaß zur 
Besorgnis einer Gesundheitsgefährdung der Bevöl- 
kerung, auch nicht nach einer Winterfütterung mit 
radioaktiv kontaminierten Futtermitteln. 

Selbstverständlich werden Milch und Fleisch 
auch weiterhin regelmäßig auf ihre Kontamination 
mit radioaktivem Cäsium überwacht. 
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